
Wirkung auf den Arbeitskräftebesatz und auf 
die Erzeugerpreise noch gar nicht übersehen 
lassen82 ).

Finanzspritzen für Landwirte. Die Bundesregierung 
legt Vorschläge für eine Agrarreform vor, in: FAZ, 
23.5. 1981.
85) Wie Anm. 84; zusätzlich Heinz Blüthmann, An-
walt der Verbraucher, in: DIE ZEIT, 27. 4. 1979.
86) Für eine Absenkung auf Weltmarktniveau vgl. 
u. a. Blüthmann, Anwalt der Verbraucher, d. a. Ö., 
der diese Haltung den „meisten Experten", unter ih-
nen auch einige aus dem Bonner Agrarministerium, 
zuordnet. Für die Gegenmeinung s. etwa Krause 
(wie Anm. 83) und den Sachverständigenrat: Nur 
Agrarpreissenkung rettet Gemeinsamen Markt..., 
a. a. O. (Süddt. Zeitung, 21. 11. 1980).

5. Die Einführung eines Systems direkter 
Einkommensübertragungen

Die Idee der Umstellung der EG-Agrarpolitik 
auf ein System direkter Einkommensübertra-
gungen basiert auf der Überlegung, daß die 
Preispolitik ihrer Doppelfunktion des Aus-
gleichs von Angebot und Nachfrage und der 
Einkommenssicherung für die Bauern bisher 
nicht gerecht werden konnte und auch in Zu-
kunft nicht gerecht werden kann. Zur nachhal-
tigen Beseitigung der Überschußproduktion 
soll eine Heranführung der Preise an echte 
Marktpreise erfolgen. Im gleichen Zuge sollen 
die Preis- und Abnahmegarantien reduziert 
werden und später eventuell ganz wegfallen, 
und mit ihnen die unproduktiven Aufwendun-
gen für die Lagerung, Vernichtung, Denaturie-
rung und den Export von Agrarprodukten. Die 
direkte Subventionierung würde einen geziel-
ten Mitteleinsatz nach regionalen, strukturel-
len oder sozialen Kriterien ermöglichen und 
die ungewollte Förderung von Spitzenbetrie-
ben ausschließen. Die Folge wären nicht nur 
sinkende Agrarpreise, sondern auch Milliar-
deneinsparungen im EG-Haushalt, ohne daß 
die ertragsschwachen Betriebe Einkommens-
einbußen erleiden würden. Den wirklich Be-
dürftigen könnte im Gegenteil eine spürbare 
Einkommensverbesserung zukommen. Die 
Mittel ließen sich ferner produktneutral ein-
setzen, so daß kein Anreiz zur Überschußpro- 
duktion durch sie ausgelöst würde83 ). Doch 
wie so oft, steckt auch hier der Teufel im De-
tail. Zunächst einmal fragt es sich, ob ein völli-
ger Systemwechsel angestrebt werden oder ob 
nur eine geringere Anhebung des Preis-
niveaus durch direkte Subventionen für die 
schwächsten Betriebe (wie bisher schon für 
die Bergbauern!) sozial erträglich gemacht 
Werden soll. Überlegungen der SPD und der 
Bundesregierung scheinen in die letztge-
nannte Richtung zu gehen84 ). Vor entspre-

82) Vgl etwa: Weg mit den Chemikalien. Gerhardt 
Freuschen plädiert für den ökologischen Landbau, 
“■DIE ZEIT, 17. 10. 1980.

83) Vgl. dazu Kneißel, a. a. O., S. 13f; Krause, Den 
Muern vernünftiger helfen, a. a. O. (FAZ, 11.9.1980); 
grause, Warum Bauern einen Systemwechsel fürch- 
Ten,a.a.O. (FAZ, 23.9. 1980); Priebe, Agrarpolitik 
Aar kein Sprengsatz sein, a. a. O. (FAZ, 22. 1. 1977); 
5üthmann, Das Spiel mit der Angst, a. a. O. (DIE 
2 IT. 25.1.1980).
84)Vorschläge der SPD-Arbeitsgruppe, a. a. O., S. 6f; 
8' kneißel, a. a. O., S. 13 u. Anm. 81; Bonn erwägt 

chenden Schritten kann gar nicht genug ge-
warnt werden, denn es besteht bei einer sol-
chen Vorgehensweise die akute Gefahr, daß 
sich die Kosten beider Systeme addieren, 
wenn nämlich die Agrarlobby sich als stark ge-
nug erweisen sollte, durch politischen Druck 
eine marktgerechtere Preispolitik zu verhin-
dern. Ein weiteres Problem stellt die Frage dar, 
ob die direkten Subventionen eine Übergangs-
maßnahme oder — wie in England vor seinem 
EG-Beitritt — eine Dauerregelung sein sollen. 
Bei einer Absenkung des Preisniveaus auf 
Weltmarktniveau käme wohl nur Letzteres in 
Betracht, wenn nicht nur die europäischen 
Spitzenbetriebe überleben sollen. Weder die 
SPD noch die Bundesregierung haben sich be-
züglich der Dauer näher festgelegt, doch 
spricht einiges dafür, daß sie — wie eine Reihe 
von Experten — an eine Übergangslösung für 
die gegenwärtige Generation denken85 ). Ob 
im Falle eines vollen Systemwechsels eine Ab-
senkung der Agrarpreise auf das Niveau von 
Weltmarkt- oder von EG-Gleichgewichtsprei-
sen erfolgen sollte, ist ebenfalls umstritten. 
Die erstgenannte Lösung hätte den Nachteil 
sehr starker Produktionsrückgänge im EG-Be-
reich und damit einer Abhängigkeit der Ver-
sorgung Europas von den unberechenbaren 
Einflüssen auf dem Weltmarkt. Größer als das 
Interesse an der Produktion wäre für die euro-
päischen Bauern das Interesse an möglichst 
hohen Einkommensübertragungen. Ein künst-
liches System mit neuen Ungerechtigkeiten 
wäre die Folge. All diese Nachteile wären bei 
der Zugrundelegung von EG-Gleichgewichts-
preisen nicht gegeben. Direkte Subventionen 
könnten nunmehr zeitlich begrenzt zur Errei-
chung bestimmter sozialer Ziele eingesetzt 
und dann sukzessive abgebaut werden86 ). 
Wenn auch Einigkeit darüber besteht, daß Ein-
kommensübertragungen produktneutral sein 
sollten, so bleibt doch die Frage offen, ob eine 
Personen- oder eine Flächenbindung der Zah-
lungen präferabel wäre. Bundesregierung und 
SPD scheinen, ebenso wie mehrere Experten, 
der personengebundenen Subventionierung 
den Vorzug zu geben, weil sie eine soziale Be-



dürftigkeit zur Anspruchsvoraussetzung ma-
chen wollen87 ). Demgegenüber macht etwa 
Priebe darauf aufmerksam, daß eine solche Lö-
sung dem Subventionsberechtigten jeden Lei-
stungsanreiz nimmt, da er die Differenz zwi-
schen seinem tatsächlich erzielten Einkom-
men und einem fixierten Mindesteinkommen 
vom Staat erhielte. Er plädiert daher für die 
weniger soziale, dafür aber ökonomisch sinn-
vollere Flächenbindung der Subventionen, die 
aber auch große Nachteile hätte88 ). Aus finan-
ziellen Erwägungen sprechen sich Bundesre-
gierung und SPD für eine Übernahme der di-
rekten Einkommensübertragungen auf die na-
tionalen Haushalte aus, wobei dafür Sorge ge-
tragen werden soll, daß eine neue Gießkan-
nensubvention an alle Betriebe zur Kompen-
sation geringerer Preiserhöhungen unterbun-
den wird. Der Vorschlag der SPD-Arbeitsgrup-
pe, beim Nachweis besonderer Kostensteige-
rungen in einem Land generelle Subventionen 
zuzulassen, würde diese Bestimmung aller-
dings völlig aufweichen und zum Mißbrauch 
geradezu herausfordern89 ). Überhaupt wäre 
eine so weitgehende Nationalisierung des EG- 
Agrarmarktes eine eklatante Verletzung des 
Prinzips der Gemeinschaftssolidarität, die voll 
zu Lasten der schwächsten Mitgliedstaaten 
ginge. Sie kann allein aus diesem Grunde als 
echte Alternative nicht in Frage kommen.

87) Bonn erwägt Finanzspritzen ..., a. a. O.; Vor-
schläge der SPD-Arbeitsgruppe, a. a. O., S. 6; Knei- 
ßel, a. a. O./S. 13f; Blüthmann, Das Spiel mit der 
Angst, a. a. O.
88) Priebe, a. a. O.
89) Vorschläge der SPD-Arbeitsgruppe, a. a. O., S. 6 f; 
vgl. dazu ferner: Wolfgang Hoffmann, Heilige Kühe 
auf der Schlachtbank?, in: DIE ZEIT, 17. 10. 1980, 
S. 37; Bonn erwägt Finanzspritzen ..., a. a. O.
90) In ernster Sorge..., in: DBK 4/1981, S. 124; s. 
ferner: Bei den Weisen nichts Neues, in: DBK 12/1980, 
S. 393.

91) Schnieders, Das Vertrauen wiederherstellei
a.a.O. (DBK 3/1981), S. 73. ,
92) A a. O.; vgl. zur Haltung des Bauernverbände
auch Krause, Warum Bauern einen Systemwechse 
fürchten, a. a. O.

Verständlicherweise macht der Bauernver-
band entschieden Front gegen jeden System-
wechsel in Richtung auf direkte Einkommens-
übertragungen. Er polemisiert scharf gegen 
die angebliche Absicht gewisser Kreise, die 
Bauern zu Almosen- und Sozialhilfeempfän-
gern zu machen, „die bei jeder Haushaltsbera-
tung Gefahr laufen, ins soziale und gesell-
schaftspolitische Abseits gestellt zu wer-
den"90 ). Daß die Bauern auch heute weitge-
hend Kostgänger der Allgemeinheit sind, wird 
schamhaft verschwiegen. Ebenso wird bestrit- 
ten, daß es den Vertretern des Konzepts der 
direkten Subventionen um mehr Hilfe für die 
Klein- und Mittelbetriebe gehe. Als „Beweis" 
wird die neue Einkommensbesteuerung her-
angezogen, die angeblich „gerade die kleine-

ren und mittleren Betriebe erheblich stärker 
belastet"91 ). Tatsächlich aber bleiben 75 % aller 
Betriebe von der ganzen Aktion unberührt, 
und das sind doch wohl die kleinen und mittle-
ren Höfe. Wenn der Bauernverband — allen 
Fakten zum Trotz — behauptet, auch den 
Kleinbauern werde nur durch Preiserhöhun-
gen geholfen92 ), so versucht er offenbar davon 
abzulenken, daß er letztlich Interessenpolitik 
für die großen und rentablen Höfe betreibt, de-
nen die bisherige EG-Agrarpolitik zu erhebli-
chen, durch das Konzept direkter Subventio-
nen nunmehr in Frage gestellten Zusatzge-
winnen verhalf.

6. Die Lösung über den Markt und flankie-
rende Maßnahmen

Die bisher diskutierten Reformvorschläge 
zielten in der Regel darauf ab, einzelne Fehl-
entwicklungen im europäischen Marktord-
nungssystem zu korrigieren. Sie waren jedoch 
kaum geeignet, die Agrarpolitik insgesamt auf 
eine rationalere Basis zu stellen. Eine Aus-
nahme macht dabei nur die erwähnte Konzep-
tion, die einen Systemwechsel in Richtung 
auf direkte Einkommensübertragungen bei 
gleichzeitiger Umstellung auf sich frei entwik- 
kelnde Marktpreise für Agrarprodukte an-
strebt. Die entscheidende Änderung liegt da-
bei in der Herstellung des Marktgleichge-
wichts, während den direkten Subventionen 
ordnungspolitisch betrachtet nur eine flankie-
rende Wirkung zukommt. Der marktwirt-
schaftliche Lösungsansatz soll nunmehr ein-
mal systematisch darauf abgeklopft werden, 
was er für eine Reform des europäischen 
Agrarmarktes bieten kann.
Als erstes bleibt festzuhalten, daß sich mit 
dem Marktautomatismus ein allgemeines 
Prinzip anbietet, das geeignet ist, den Agrar-
markt herauszuführen aus dem ständigen und
oft erbitterten Gerangel nationaler Interessen
um den kleinsten Vorteil für die eigene Land-
wirtschaft. Die wesentlichen Marktdaten wer-
den dann nicht mehr administrativ durch die
Kompromisse im Ministerrat fixiert, sondern
dem grenzüberschreitenden freien Spiel der
Kräfte überlassen. Die zahllosen und hoch 
komplizierten Marktordnungen und Beihilfe-
regelungen für einzelne Produkte oder Pro 
duktgruppen werden überflüssig. Mit der Ent 



bürokratisierung ist auch den längst nicht 
mehr übersehbaren Mißbrauchsmöglichkei-
ten weitgehend der Boden entzogen. Das euro-
päische Marktordnungssystem wird also 
denkbar vereinfacht und auf drei wesentliche 
Punkte konzentriert: einen freien Verkehr mit 
Agrärprodukten zwischen den Mitgliedstaa-
ten; eine einheitliche Agrarpolitik gegenüber 
Drittländern; eine gemeinsame Konzipierung 
und Finanzierung der notwendigen sozialen 
und strukturellen Maßnahmen auf dem Agrar-
sektor. Damit findet zum erstenmal eine wirk-
liche Integration der europäischen Landwirt-
schaft statt. Die natürlichen Standortvorteile 
kommen voll zur Geltung, ohne daß den Ver-
brauchern diese wohltätigen Effekte eines 
großen Marktes durch Dutzende von Ausnah-
meregelungen heimlich wieder entzogen wer-
den können. Ungewollte Überschüsse entste-
hen nicht länger, denn der Preismechanismus 
sorgt dafür, daß die Herstellung von Produk-
ten, die im Übermaß angeboten werden, finan-
ziell zunehmend unattraktiv wird. Unterneh-
merqualitäten sind damit in der Landwirt-
schaft wieder gefragt. Wer sich rechtzeitig auf 
die Marktbedürfnisse ausrichtet, kann gut ver-
dienen; wer am Markt vorbeiproduziert, muß 
mit Gewinneinbußen rechnen. In einer markt-
wirtschaftlichen Agrarordnung ist es unmög-
lich, daß permanent falsche und sozialschädli-
che Signale gesetzt werden, wie das beispiels-
weise bei der EG-Milchmarktordnung der Fall 
ist, so daß sich eine Produktion, die betriebs-
wirtschaftlich hochrentabel ist, volkswirt-
schaftlich als eine Katastrophe erweist. Die 
Lösung des Überschußproblems schließlich 
macht das europäische Dumping auf dem 
Weltmarkt überflüssig, entlastet also dritte 
Länder von unfairer Konkurrenz. Auch der 
Verbraucher hat einen starken Nutzen von ei-
ner Marktlösung. Er profitiert von einer Ver- 
lagerung der Produktion zu jenen Betrieben, 
die am rentabelsten wirtschaften, und vom 
Ausscheiden der Grenzproduzenten; er parti-
zipiert voll an den entstehenden Produktivi-
tätsgewinnen. Die sich aus der Konkurrenz 
der Erzeuger entwickelnden Gleichgewichts- 
Preise können vom Verbraucher zweifellos als 
dngemessen" im Sinne von Art. 39 des EG- 
Vertrages akzeptiert werden. Auf die Dauer 
reguliert der Markt auch das Einkommen der 
Landwirte zufriedenstellend. Seine Höhe wird 
allerdings stark davon abhängen, ob sich die 

obilität hin zum nichtlandwirtschaftlichen 
Sektor, vor allem im Gefolge des Generatio-
nenwechsels, vergrößert. Sollte der Beruf des 
Bauern für viele so attraktiv sein, daß sie selbst 
unter Einkommensverzichten bereit sind, 

Landwirt zu bleiben oder zu werden, so läßt 
sich daraus keineswegs ein „Paritätsanspruch“ 
an die Allgemeinheit ableiten. Sie werden 
dann eben offensichtlich durch immaterielle 
Werte für ihren materiellen Verlust entschä-
digt, was im Wirtschaftsleben nichts Außerge-
wöhnliches ist ).

93) Bei einer marktwirtschaftlich orientierten Land-
wirtschaft könnte auch der Währungsausgleich ent-
fallen. Schließlich werden andere Wirtschaftsberei-
che mit dem Phänomen sich ändernder Wechsel-
kurse auch fertig, die niemals einer Seite nur Vor-
oder Nachteile bringen. Zum Gesamtproblem vgl. 
Kneißel, a. a. O., S. 10 f.

Diese Darlegungen mögen auf den ersten 
Blick sehr theoretisch und praxisfern klingen, 
selbst wenn man berücksichtigt, daß gerade 
auf dem Agrarsektor die Voraussetzungen für 
das Funktionieren des marktwirtschaftlichen 
Gleichgewichtsmodells günstig sind, da die 
Vielzahl der Anbieter die Entstehung einer 
zum Mißbrauch verleitenden Marktmacht 
auch dann ausschließen würde, wenn der wün-
schenswerte Trend zu großen Erzeugerge-
meinschaften sich verstärken sollte. Niemand 
wird indes behaupten wollen, daß man das 
„reine Modell" quasi durch einen Federstrich 
von heute auf morgen in die Praxis umsetzen 
könnte. Eine entsprechende Systemänderung, 
deren große Vorzüge oben dargelegt wurden, 
ist an zahlreiche Voraussetzungen gebunden, 
deren Realisierbarkeit nunmehr untersucht 
werden soll.
Für eine Reihe von Produkten, die bisher nur 
wenig dem Dirigismus der EG-Bürokratie aus-
gesetzt waren, wäre eine Umstellung auf die 
Marktgegebenheiten nahezu problemlos und 
könnte deshalb sehr rasch erfolgen. Erzeug-
nisse hingegen, in deren Bereich stärkere Ein-
griffe, etwa in Form erheblicher Beihilfen oder 
gar Marktinterventionen, getätigt wurden, in 
denen aber noch nicht regelmäßig Über-
schüsse produziert werden, dürften erst nach 
einer gewissen Übergangszeit, die für gezielte 
Anpassungsmaßnahmen genutzt werden müß-
te, dem freien Spiel der Kräfte ausgesetzt wer-
den. Die eigentlichen Problemfälle sind die 
notorischen Überschußprodukte, von denen 
hier paradigmatisch auf die Milcherzeugnisse 
eingegangen werden soll. Würden die Über-
schüsse auf diesem Sektor, die z. Zt. bei über 
20 % liegen dürften, ungehindert auf den 
Markt gelangen, so würden die Preise ins Bo-
denlose fallen; der Ruin zahlreicher Betriebe 
wäre die Folge, und zwar keineswegs nur sol-
cher, auf deren Verbleiben am Markt man auf 
Dauer verzichten könnte. Eine solche Schock-
therapie wäre ökonomisch verfehlt, da sie 



wertvolle Ressourcen vernichten müßte; sie 
wäre politisch unverantwortlich, da sie zu 
stärksten Widerständen der betroffenen Bau-
ern führen müßte; sie wäre aber auch mora-
lisch unvertretbar, da die Milchproduzenten 
sich auf einen Vertrauensschutz gegenüber ei-
ner Politik berufen können, die ihnen jahre-
lang die falschen Signale setzte und die sie da-
mit faktisch zur Überschußproduktion veran-
laßte. Ein Wandel kann hier realistischerweise 
nur langfristig angestrebt werden, wobei, wie 
bei allen anderen Produkten auch, eindeutige 
Signale in Form fester Zeitpläne zu setzen 
sind94 ). Für den Milchsektor könnten diese 
etwa so aussehen: Fünf Jahre lang werden die 
Milchpreise noch jährlich um etwa die halbe 
Inflationsrate erhöht. Dann bleibt der Preis no-
minal unverändert stehen, solange, bis sich ein 
echter Marktpreis einpendelt. Dann erst kann 
auch der Staat aus seiner Interventionspflicht 
entlassen werden. Betriebe, die glauben, auf 
die Dauer nicht mit den sich abzeichnenden 
Marktpreisen auszukommen, können ihre 
Produktion in Ruhe auslaufen lassen, wobei 
sie unter Verzicht auf nennenwerte Neuinve-
stitionen auf dem Milchsektor gegebenenfalls 
noch jahrelang rentabel, arbeiten können. 
Flankierend sollten allerdings starke und 
wirksame Anreize zur Aufgabe der Milchpro-
duktion geschaffen werden, wobei u. U. an Ab-
schlachtaktionen gemäß den Vorschlägen von 
Hantelmann und Wolffram zu denken wäre, 
deren Kosten man allerdings kaum den Erzeu-
gern von Milch a 95ufbürden könnte ).  Die Inve-
stitionshilfen, die heute ziemlich wahllos 
selbst für den Überschußbereich gewährt wer-
den, müßten gezielt zur Herstellung des 
Marktgleichgewichts eingesetzt werden. Wer 
also die Milchproduktion aufgibt, dem sollte 
bei der Umstellung seines Betriebs wirkungs-
voll geholfen werden. Abgesehen von solchen 
einmaligen Zuwendungen zur Förderung ei-
ner marktgerechten Produktion sollte es 
keine heruntersubventionierten Kredite für 
die Landwirtschaft mehr geben, da diese letzt-
lich nur zur Fehlleitung von Kapital führen 
und mehr Geld in den Agrarsektor hinein-
pumpen, als dort nach strengen Rentabilitäts-
gesichtspunkten benötigt wird96 ).

94) Vgl. dazu Klaus Peter Krause, Was wir hier erle-
ben, ist eine kalte Revolution, in: FAZ, 11.10. 
1980.
9) S. o.,S.30f.
96) Eine Folge hiervon ist beispielsweise die An-
schaffung nicht ausgelasteter Maschinen. Aus
Gründen der Startgleichheit müßten solche Subven-
tionen in sämtlichen EG-Staaten abgeschafft wer-
den.

Bei der Umstellung von Milchbetrieben auf 
andere Produktionen könnte möglicherweise 
auch die ökologische Landwirtschaft eine zu-
nehmende Rolle spielen. Da der Trend zu „na-
türlichen“ Lebensmitteln ungebrochen ist und 
der Verbraucher durchaus bereit ist, hierfür 
nicht unerhebliche Aufschläge zu zahlen, ist 
davon auszugehen, daß eine entsprechende 
Produktion durchaus rentabel ist97 ). Offen-
sichtlich ist das Angebot in dieser Richtung 
noch äußerst unzureichend. Aus diesem 
Grunde wäre es sicher eine lohnenswerte Auf-
gabe, Starthilfen für einige Großversuche auf 
dem Gebiet des Öko-Landbaus und der Öko- 
Tierzucht zu leisten, vor allem aber den Auf-
bau entsprechender Verteilernetze zu fördern, 
feste Normen für eine Öko-Produktion zu ent-
wickeln und ein Kontrollsystem für deren Ein-
haltung einzurichten98 ). Dabei kämen nicht 
nur die unvermeidlichen Produktivitätseinbu-
ßen der Öko-Betriebe dem Ziel einer Beseiti-
gung der Überschüsse auf dem europäischen 
Agrarmarkt entgegen. Die Erfolge oder Miß-
erfolge der ökologischen Produktionsweise 
könnten dem Gesetzgeber wertvolle Hinweise 
vermitteln, welche Auflagen dem gesamten 
Agrarbereich hinsichtlich der Grenzwerte 
chemischer Schadstoffe in Nahrungsmitteln 
zugemutet werden können. Daß es hier einer 
erheblichen Verschärfung des geltenden 
Rechts und einer Intensivierung der Kontroll-
maßnahmen dringend bedarf, ist — zumindest 
außerhalb der unmittelbar betroffenen Inter-
essentenkreise — heute weitgehend unbe-
stritten99 ).
Geht man einmal davon aus, daß eine europa-
weite Umstellung auf einen marktwirtschaft-
lich organisierten Agrarmarkt ohne größeren

94) Vgl. Mayer-Tasch, a. a. O„ S. 12f.
98) Auch hierbei sollte es sich nur um eine Starthilfe 
handeln.
”) Vgl. zur Reaktion des Bauernverbandes: Klaus 
Broichhausen, Die Bauern begehren auf: Wir lassen 
uns nicht unterpflügen, in: FAZ, 28.3. 1981, wo über 
Heeremans Rede auf der Bonner Bauerndemonstra-
tion berichtet wird: „Die Bauern hätten es satt, sich 
von Umwelt- und Naturschützern verteufeln zu las-
sen. Opportunistisch liefen viele Politiker sogar hin-
ter solchen Grünen her, die freie Rennstrecken für 
Lurche forderten. Die Landwirtschaft brauche nicht 
von Außenseitern zu lernen, wie sie pfleglich mit 
der Natur umgehe und verantwortungsvoll Nah-
rungsmittel produziere.“ Ähnlich in: „Für Beibehal-
tung der Landschaftsklausel. Entschließung des Prä-
sidiums des Deutschen Bauernverbandes", in: DBK 
5/1981, S. 147. Hier ist u. a. von der „stets von neuem 
künstlich wiederbelebte(n) öffentliche(n) Diskussion 
über die angeblichen Gefahren der bäuerlich betrie-
benen modernen landwirtschaftlichen Bodennutzung 
für Natur und Landschaft" die Rede.



Schaden für die Landwirtschaft als Wirt-
schaftszweig möglich und auch volkswirt-
schaftlich sinnvoll ist, so bleibt immer noch die 
Frage nach den sozialen Folgen einer solchen 
Maßnahme. Daß sich der Druck auf die Grenz-
betriebe, die Produktion aufzugeben, verstär-
ken würde, darf als sicher vorausgesetzt wer-
den. In der Bundesrepublik würde besonders 
das in den Agrarberichten ausgewiesene ein-
kommensschwächste Viertel der Vollerwerbs-
betriebe Einbußen, und seien sie nur vorüber-
gehend, nicht mehr verkraften können. Doch 
schon in der gegenwärtigen Situation ist der 
Masse dieser Betriebe ökonomisch nicht mehr 
zu helfen. Für sie kommen so oder so nur noch 
soziale Maßnahmen in Betracht, und zwar zu-
sätzlich zu den bereits heute praktizierten, die 
im wesentlichen einer Einbeziehung der Land-
wirtschaft in das soziale Netz dienen. Es wäre 
etwa an einen Ausbau der Landabgaberenten, 
an Aufgabeprämien und an verbesserte Um-
schulungsprogramme zu denken. Doch all das 
reicht noch nicht aus. Hinzukommen müssen 
für eine längere Übergangszeit direkte Ein-
kommensübertragungen, die den Betriebsin-
habern ein Mindesteinkommen sichern100 ). 
Diese sind allerdings nur unter der Bedingung 
sinnvoll, daß sie eindeutig auf die gegenwär-
tige Generation von Betriebsinhabern be-
schränkt bleiben und sich nicht zu Dauersub-
ventionen entwickeln. Sie dürfen ferner keine 
Höhe erreichen, die einen Berufswechsel der 
betroffenen Landwirte von vornherein unat-
traktiv macht. Vor allem aber sind sie nur zu 
verantworten, wenn wirklich ein könsequen- 
ter Systemwechsel hin zur Marktwirtschaft er-
folgt; sonst würden sie die Misere der Agrar-
politik nur noch vergrößern.

101) Zu letzterem vgl. Priebe, a. a. O.
102) Vgl. u. a. Kneißel, a. a. O., S. 14.

Wie aus dem Gesagten bereits deutlich wird, 
muß der strukturelle Wandlungsprozeß in der 
Landwirtschaft auch in Zukunft weitergehen. 
Wo der optimale Einsatz von Menschen und 
technischem Fortschritt noch nicht erreicht 
ist, werden auch fernerhin Arbeitskräfte aus 
dem Agrarsektor ausscheiden. Optimierung 
aber ist keinesfalls gleichzusetzen mit Mono-
kulturen, mit verantwortungslosem Chemika-
lieneinsatz, mit der Aufzucht kranker, degene-
rierter Tiere in fließbandähnlicher Massen-
produktion. Die Allgemeinheit hat es in der 
Hand, hier im Sinne des Landschafts-, Umwelt- 
und Verbraucherschutzes feste Normen zu 
setzen. Optimierung kann, je nach den speziel- 
en Bedingungen eines Betriebes (wie etwa 
Kima, Standort oder Betriebsgröße), ganz ver- 
schiedene Formen annehmen. Sie mag einmal
”100)S.o.,S.35. 

in der Spezialisierung bestehen, ein andermal 
in der kostensparenden Kooperation auf dem 
Maschinensektor, dann wieder in der Wahr-
nehmung von Direktvermarktungschancen 
oder im Anschluß an eine Erzeugergemein-
schaft, u. U. aber auch in der Extensivierung 
der Produktion und im Übergang zur Neben-
erwerbslandwirtschaft101 ). Gefragt sind vor al-
lem Flexibilität und eine schnelle Reaktion 
auf die sich wandelnden Bedürfnisse des 
Marktes. Während in gesunden Branchen die-
ser Anpassungsprozeß von selbst funktioniert, 
sind auf dem durch eine lange protektionisti-
sche Tradition dem Markt entwöhnten Agrar-
sektor erhebliche strukturelle Hilfsmaßnah-
men nötig, um überlebensfähige Betriebe dort, 
wo sie nicht schon vorhanden sind, zu schaffen 
und um sie auf eine solide Basis zu stellen. 
Während die Sozialpolitik dem notwendigen 
Abgang aus der Landwirtschaft die Härte neh-
men soll, fällt der Strukturpolitik die Aufgabe 
zu, den überlebensfähigen Teil der Landwirt-
schaft, soweit er sich nicht von sich aus der 
neuen Lage anpassen kann, nachhaltig zu sa-
nieren, so daß er in Zukunft auf Dauersubven-
tionierung verzichten kann. Neben einmali-
gen betrieblichen Ihvestitionshilfen wird vor 
allem die Flurbereinigung auch weiterhin eine 
bedeutende Rolle spielen müssen. Ansonsten 
aber dürfte sich das Schwergewicht verlagern 
auf Starthilfen zur Verbesserung der Markt-
struktur, zur Lagerhaltung als Maßnahme ge-
gen kurzfristige Preisschwankungen, zum 
Aufbau eines funktionierenden Systems der 
Marktbeobachtung, zur Verbesserung des Be-
ratungswesens, zur Schaffung von Überwa-
chungsstellen für die Qualitätskontrolle, 
etc.102 ). Die hier angedeuteten Aufgaben soll-
ten allerdings letztendlich von den Erzeugern 
selbst wahrgenommen werden.
Da die sozial- und strukturpolitischen Maß-
nahmen zur Sanierung der Landwirtschaft in 
hohem Maße die Wettbewerbsfähigkeit der 
Betriebe beeinflussen, müssen sie im wesentli-
chen auf europäischer Ebene erfolgen. Das be-
deutet, daß der EG-Agrarhaushalt, der bisher 
nur 3,6 % der Mittel für solche Zwecke zur 
Verfügung stellt, entschieden nach dieser 
Richtung hin verlagert werden muß. Gefordert 
ist in diesem Zusammenhang auch die allge-
meine, d. h. alle Wirtschaftsbereiche übergrei-
fende Struktur- und Regionalpolitik, die in der 
EG bisher zu kurz gekommen ist. Sie hat, be-
sonders in den benachteiligten Gebieten, da-
für zu sorgen, daß für die aus der Landwirt-



schäft Ausscheidenden alternative Arbeits-
plätze zur Verfügung stehen103 ). Das oft ge-
hörte Argument, in Zeiten hoher Arbeitslosig-
keit sollte die Freisetzung von Arbeitskräften 
selbst dort, wo sie nicht mehr sinnvoll beschäf-
tigt sind, tunlichst vermieden werden, ist kurz-
sichtig. Branchen, die Überkapazitäten mit 
sich herumschleppen und fällige Rationalisie-
rungsmaßnahmen aus beschäftigungspoliti-
schen Gründen nicht durchführen, fallen letzt-
lich der Allgemeinheit zur Last. Ein hervorra-
gendes Beispiel hierfür bietet die europäische 
Stahlindustrie104 ). Weitaus sinnvoller als die 
Zahlung unproduktiver Erhaltungssubventio-
nen für marode Wirtschaftszweige ist in jedem 
Falle die Förderung zukunftsträchtiger Inve-
stitionen zur Festigung der technologischen 
Spitzenstellung der EG-Staaten auf dem Welt-
markt. In Zeiten wirtschaftlichen Aufschwungs 
mag man sich beides nebeneinander leisten 
können; in Zeiten der Stagnation und der 
knappen Haushaltsmittel hingegen müssen 
klare Präferenzen gesetzt werden. Auch aus 
diesem Grunde sind die EG-Staaten gezwun-
gen, dafür zu sorgen, daß die Landwirtschaft 
nicht länger ein Faß ohne Boden bleibt.

,103) S. die Vorschläge der SPD-Arbeitsgruppe, 
a. a. O., S. 4, und das Interview mit dem sozialdemo-
kratischen hessischen Landwirtschaftsminister Karl 
Schneider: Agrarpreise einfrieren, in: DIE ZEIT, 
10.4. 1981.
104) Vgl. Heinz Stadlmann, Ob die EG die neuen Be-
lastungsproben übersteht, ist fraglich, in: FAZ, 16. 2. 
1981.

105) Vgl. dazu Kneißel, a. a. O., S. 14, und: Nur Agrar-
preissenkung rettet den Gemeinsamen Markt, 
a. a. O.
106) S. o. Anm. 99, ferner zur Gesamtproblematik 
dargelegt am Beispiel der Forstwirtschaft: Auf dem 
Holzweg bleiben, in: FAZ, 21. 2.1981. Zum folgenden 
s. auch Agrarbericht 1981, S. 68, und Horst Bieber, 
Alle reden vom Umweltschutz ..., in: DIE ZEIT, 9.1.
1981.

Nachdem nun gezeigt worden ist, daß die 
marktwirtschaftliche Lösung die einzige ist, 
die die Agrarpolitik auf eine solide und von 
Dauersubventionen unabhängige Basis zu 
stellen vermag, und nachdem ferner geklärt 
ist, daß die Vorbedingungen für eine entspre-
chende Reform durch Maßnahmen der Struk-
tur-, der Sozial- und der Regionalpolitik durch-
aus geschaffen werden können, bleiben nun-
mehr noch zwei weitere Fragen zu klären.
Zunächst einmal geht es um die Drittländer-
problematik. Wenn bisher die Rede von EG- 
Gleichgewichtspreisen war, so heißt das, daß 
der Gemeinsame Markt sich auch nach einer 
Systemänderung in der Agrarpolitik durch 
Zölle und Abschöpfungen vom Weltmarkt ab-
grenzen und nur innerhalb des eigenen Be-
reichs volle Freiheit für die Verlagerung von 
Produktionsstandorten und für den Fluß der 
Warenströme garantieren würde. Sache der 
Außenhandelspolitik wäre es, Importware so 
in den EG-Bereich zu schleusen, daß dort we-
der ein Preisdruck durch Importe noch eine 

künstliche Verknappung des Angebots durch 
Importbeschränkungen entstünde. Die Ein-
fuhr von Agrarprodukten, die mit EG-Erzeug-
nissen konkurrieren, ist bereits soweit zurück-
gegangen, daß im Interesse einer allgemeinen 
Handelsfreiheit eine stärkere Marktöffnung 
angezeigt erscheint. Zur Orientierung der ei-
genen Produzenten sollte für die verschiede-
nen Güter eine Import-Mindestquote fixiert 
werden, sobald die Überschüsse erst einmal 
abgebaut sind. Große Absatzchancen aber 
dürften den Drittländern bei den wichtigsten 
EG-Produkten kaum eingeräumt werden. Eine 
Änderung im System der europäischen Agrar-
politik in dem beschriebenen Sinne hätte für 
sie aber zumindest den Vorteil, daß ihnen die 
Weltmarktpreise nicht mehr durch ein Dum-
ping mit EG-Überschußprodukten verdorben 
würden105 ).
Das zweite Problem kreist um die Funktion 
des Bauern als Natur- und Landschaftsschüt-
zer. Darf man, so wird gelegentlich gefragt, ei-
nen Wirtschaftszweig dem harten Wettbe-
werb aussetzen, der der Gemeinschaft bedeu-
tende Wohlfahrtsleistungen kostenlos er-
bringt? So allgemein ist die Frage sicher falsch 
gestellt, denn außer der Agrarlobby wird kaum 
jemand behaupten wollen, daß der Landbau 
per se Natur- und Landschaftspflege darstelle 
und dafür gesondert entschädigt werden müs-
se106 ). Der Bauer ist Unternehmer, der seinen 
Lebensunterhalt verdienen will, und kann als 
solcher sehr wohl mit dem Natur- und Land-
schaftsschutz in Konflikt geraten, so etwa bei 
der Flurbereinigung, bei der Trockenlegung 
von Feuchtgebieten, bei der Verwendung von 
Herbiziden oder der Überdüngung des Bo-
dens. Die Frage einer Entlohnung für ökologi-
sche Leistungen an die Allgemeinheit stellt 
sich ernsthaft wohl nur, wenn Grenzbetriebe 
in landschaftlich reizvollen Gebieten nach 
rein ökonomischen Gesichtspunkten zum 
Aufgeben gezwungen wären, wenn ihnen 
nicht besondere Hilfe zuteil würde. Entspre-
chende Überlegungen führten zu dem größ-
tenteils von der EG finanzierten Bergbauern-
programm. Dieses besteht im wesentlichen 
aus der sog. Ausgleichszulage, die insofern 
eine bedenkliche Tendenz hat, als Landwirten 



bestimmter Regionen allein für die Aufrecht-
erhaltung der Produktion globale Subventio-
nen zufließen, ohne daß im einzelnen geprüft 
wird, was sie tatsächlich für den Natur- und 
Landschaftsschutz leisten. Ein solcher Auto-
matismus ist auf die Dauer kaum vertretbar, da 
er letztlich zu unerfüllbaren Ansprüchen füh-
ren müßte107 )- Landschafts- und Naturschutz 
müssen vielmehr unabhängig von landwirt-
schaftlichen Interessen definiert und, wenn 
die Allgemeinheit hierfür zahlt, so preiswert 
wie möglich durchgeführt werden. Der Berg-
bauer wäre dann nicht automatisch ein bezahl-
ter Landschaftsschützer, sondern nur dann, 
wenn er bestimmte Leistungen, quasi im Ne-
benverdienst, erbringt, die im Falle seiner Be-
triebsaufgabe gegebenenfalls von anderer Sei-
te, etwa der Forstverwaltung, erbracht werden 
müßten. Menschen nur dafür zu subventionie-
ren, daß sie in bestimmten Gebieten wohnen 
bleiben, also deren „Entleerung" verhin-
dern108 ), ist ohnehin sinnlos, weil hierfür in

Die Untersuchung hat ergeben, daß die Krise 
der europäischen Agrarpolitik nur durch ei-
nen entschlossenen System wechsel hin zu ei-
ner mdrktwirtschaftlichen Lösung auf eine für 
älle Teile befriedigende Weise überwunden 
werden kann. Allein die Einigung auf ein all-
gemein anerkanntes, objektivierbares Prinzip 
kann aus der Sackgasse herausführen, in die 
die EG-Politik geraten ist. Dieses Prinzip kann 
nach Lage der Dinge nur der Marktmechanis-

107) Vgl.: Zweifel an der Bergbauernhilfe. Europäi-
scher Rechnungshof kritisiert Sonderhilfen, in: FAZ, 
16.5. 1981. Zu einem entsprechenden Subventions- 
automatismus neigen vor allem auch Sozialdemo-
kraten. Vgl.: Agrarpreise einfrieren, a. a. O.: „Es wäre 
gut und vernünftig, hier den ökologischen Beitrag, 
der auf dem Lande geleistet wird, künftig stärker in 
die Leistungen des Staates mit einzubeziehen. Das 
ist keine Einkommensübertragung, wie ich meine, 
sondern eine Entlohnung für Arbeit für die Gemein-
schaft“ (Karl Schneider); ähnlich auch Nikolaus Pi- 
per, EG-Agrarmarkt: Nachdenken über Sicco Mans- 
ho‘L in: Vorwärts, 12.6. 1980, S. 4f.

108) Vgl. Josef Ertl, Direkte Subventionen für die 
dauern?, in: FAZ, 21.9. 1972, und: Agrarpreise ein- 
frieren, a. a. O.

109) S. o. Anm. 99 und speziell Christian Schütze, 
Naturschutz in den falschen Händen. Ökologen be- 
streiten dem Landwirtschaftsminister Kompetenz 
und Zuständigkeit, in: Süddt. Zeitung, 30.10. 1980; 
Hermann Stifter, Im FDP-Streit um den Naturschutz 
Mußte der Landwirtschaftsminister nachgeben. 
- ursch aden beim Ertl Sepp, in: Vorwärts, 6. 11.1980, 
«’N* von Westernhagen, Die Bauern sind zor- 

Naturschutz gegen die Interessen der Landwir-
te. in: DIE ZEIT, 10 4. 1981.

Kürze Summen erforderlich wären, die fak-
tisch nicht aufzubringen sind. Eine Unterstüt-
zung im bisherigen Ausmaß aber kann die Ab-
wanderung nicht ernsthaft aufhalten und 
sollte deshalb getrost als das bezeichnet wer-
den, was sie ist: eine soziale Hilfe an Leute, die 
sie nötig brauchen. Mit Natur- und Land-
schaftsschutz hat das wenig zu tun. Dieser soll-
te, um die Kategorien sorgfältig auseinander-
zuhalten, ebenso wie der Verbraucherschutz 
vor chemisch verseuchten Lebensmitteln, 
nicht in die Kompetenz von Ministerien fallen, 
die sich in erster Linie als Interessenwahrer 
eines Wirtschaftszweiges, hier der Landwirt-
schaft, definieren. Wahrscheinlich wäre es an-
gesichts der zunehmenden Bedeutung dieser 
Fragen an der Zeit, europaweit eigene Mini-
sterien für Umwelt- und Verbraucherschutz zu 
schaffen und sie mit weitreichenden Kompe-
tenzen auszustatten, die ihnen auch mäch-
tigen Interessengruppen gegenüber eine 
Durchsetzungschance geben109 ).

IV. Fazit
mus darstellen, der es gestatten würde, von je-
ner unheilvollen, irrationalen und nicht länger 
finanzierbaren Politik der Summierung natio-
naler Einzelinteressen abzurücken, die die po-
litisch wünschenswerte Erweiterung der EG 
finanzpolitisch zu einer Schreckvision werden 
läßt110 ). Auch aus nationaler Sicht stellt eine 
marktwirtschaftlich organisierte Agrarpolitik 
ein faires Lösungsangebot dar, da die einzel-
nen Mitgliedstaaten ihre natürlichen Vorteile 
am Markt voll ausspielen könnten: die Bun-
desrepublik, England, Dänemark und die Be-
neluxstaaten den hohen Technisierungsgrad, 
die gute Kapitalausstattung und teilweise die 
Verbrauchernähe, Frankreich seine großen 
Produktionsreserven und partiell seine klima-
tische Begünstigung, die südlichen Länder 
ebenfalls die Klimavorzüge und — zusammen 
mit Irland — die billigen Arbeitskräfte. Letzt-
lich aber zählt für die Marktlösung auch das 
Argument, das jüngst der Sachverständigenrat 
mit Nachdruck in die Debatte warf: Es gibt 
keinen vernünftigen Grund, um der Landwirt-
schaft auf Dauer eine Sonderbehandlung ge-

110) In diesem Gerangel möchte jeder das abbauen, 
was ihn selbst nicht betrifft So sprach sich Josef Ertl 
für den Abbau der Beihilfen für Mittelmeerpro-
dukte aus, da sonst durch die Beitritte von Spanien 
und Portugal eine neue Schwemme ausgelöst wer-
de. Die Milch blieb für ihn allerdings sakrosankt 
Vgl. Josef Ertl, Die Bauern müssen Opfer bringen, 
in: FAZ, 15. 1. 1981. 



genüber anderen Wirtschaftszweigen zukom-
men zu lassen und den Bauern größere ein-
kommenspolitische Garantien einzuräumen 
als 111 den übrigen Bevölkerungsgruppen ). Die 
Landwirtschaft als Wirtschaftszweig kann 
auch unter marktwirtschaftlichen Bedingun-
gen gut leben, allerdings nicht mehr unter ei-

ner protektionistischen Käseglocke, die ge. 
rade den rentabelsten Betrieben leistungs-
unabhängige Zusatzgewinne auf Kosten der 
Allgemeinheit sichert. Wenn Europa nicht an 
der Landwirtschaft scheitern soll, ist es höch-
ste Zeit, die Reform des Agrarmarktes ent-
schlossen in Angriff zu nehmen.

Replik auf die nachfolgende Stellungnahme des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Der Autor des vorliegenden Beitrags freut 
sich, daß das Bundesministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten eine Ausein-
andersetzung mit seinen Gedankengängen 
nicht gescheut hat. Es stimmt ihn optimistisch, 
daß ihm — trotz aller Kritik — vom Ministe-
rium bestätigt wird, daß er mit der Richtung 
seiner Lösungsvorschläge weitgehend auf je-
ner Linie liegt, die die Bundesregierung im 
Rahmen der EG zu verfolgen gedenkt. Das ver-
dient um so mehr Beachtung, als der Verfasser 
keinen Zweifel daran gelassen hat, daß seiner 
Meinung nach die Krise des Agrarmarktes nur 
durch die Abschaffung des künstlichen Markt-
ordnungssystems und den Übergang zu markt-
wirtschaftlichen Verhältnissen nachhaltig 
überwunden werden kann.
Obwohl die Stellungnahme des Ministeriums 
teilweise nur ergänzenden Charakter trägt, 
enthält sie doch einige Bemerkungen, die der 
Richtigstellung bedürfen:
Ob die teilweise bewußt pointiert gehaltenen 
Ausführungen zur „Bestandsaufnahme“ und 
speziell die Bemerkungen zum Agrarbericht 
der Sachinformation dienlich sind oder nicht, 
kann getrost dem Urteil des Lesers überlassen 
bleiben. Bemerkt sei nur, daß die angeblich un-
kritisch übernommenen „journalistischen 
Werturteile" keineswegs von sachunkundigen 
Provinzredakteuren stammen, sondern von 
ausgewiesenen Fachleuten aus den Wirt-
schaftsredaktionen der angesehensten Tages- 
bzw. Wochenzeitungen. Was Klaus Peter 
Krauses Vorwurf der „Mogelei“ mit unter- 
schiedlichen Schwellengrößen angeht, so liegt

111) Vgl.: .Keine Extrawurst für die Landwirtschaft’. 
Verbrauchergemeinschaft fordert strikten Abbau 
bäuerlicher Einkommensgarantien, in: Süddt. Zei-
tung, 3.12.1980, und: Nur Agrarpreissenkung rettet 
Gemeinsamen Markt. Sachverständigenrat plädiert 
für rigorosen Abbau der Preisgarantien für Landwir-
te, a. a. O.

ihm zweifellos nicht die unterstellte Ver-
wechslung zugrunde, sondern die berechtigte 
Kritik an der Tatsache, daß die „Vollerwerbs-
betriebe" im Agrarbericht künstlich anders de-
finiert werden als die „entwicklungsfähigen 
Betriebe" nach dem staatlichen Förderungs-
programm. Ist es nicht absurd, daß der Agrar-
bericht auch solche Höfe als „Vollerwerbsbe-
triebe“, die ja die wirtschaftliche Existenz ei-
ner bäuerlichen Familie nachhaltig gewährlei-
sten sollen, bezeichnet, die nach dem Urteil 
fiziellen Agrarpolitik des Ministeriums nicht 
mehr entwicklungsfähig sind?
Wenn auch der Vorwurf, die einkommens- 
und sozialpolitische Komponente der Agrar-
politik nicht ausreichend berücksichtigt zu ha-
ben, sich seltsamerweise nur auf den ersten 
Teil des Beitrags bezieht, so muß ihm doch ent-
schieden widersprochen werden. Der Autor 
hofft, auch in der „Bestandsaufnahme" keinen 
Zweifel daran gelassen zu haben, daß er die 
Wirtschafts-, Sozial- und Einkommenspolitik 
im Bereich der Landwirtschaft als ein untrenn-
bares Ganzes betrachtet. Auch die These, es 
bestehe ein Widerspruch darin, einerseits die 
Benachteiligung der kleinen Betriebe in der 
EG zu kritisieren, andererseits aber Struktur-
wandlungen zu propagieren, die sich negativ 
auf deren Einkommenslage auswirken müß-
ten, vermag in keiner Weise zu überzeugen. 
Wie eine aufmerksame Lektüre des Beitrags 
deutlich macht, soll als Ziel ein Strukturwan-
del angestrebt werden, in dessen Verlauf die 
zu kleinen oder gar Kümmerbetriebe weitge-
hend aufgestockt oder zusammengelegt wer-
den, so daß sie zumindest einer Vollerwerbs-
kraft eine gesicherte Existenz und das heißt 
ein mit anderen Berufsgruppen vergleichbares 
Einkommen sichern können. Ebenso deutlic 
wurde gesagt, daß die nicht sanierungsfähigen 
Betriebe langfristig — und möglichst mit dem 
Generationenwechsel — aus der Produktion 



ausscheiden sollten. Der notwendigen sozia-
len Absicherung dieses Prozesses (u. a. durch 
direkte Einkommenssubventionen für die 
heutige Generation) wurde ein breiter Raum 
gewidmet. Die Frage, wohin die Agrarproduk-
tion bei der heutigen Marktlage denn noch 
ausweichen sollte, ist so sicher falsch gestellt. 
Wenn die in der Landwirtschaft beschäftigten 
Arbeitskräfte wirklich nur durch Überschuß-
produktion ausgelastet werden können, dann 
ist dieser Arbeitskräftebesatz eben zu hoch.
Mit Aufmerksamkeit sollte zur Kenntnis ge-
nommen werden, wie stark sich das Ministe-
rium bemüht, die Kritik des Verfassers an den 
im Beitrag wiedergegebenen unhaltbaren 
Aussagen des Bauernverbandes zu relativie-
ren. Rein inhaltlich ist dazu zu bemerken, daß 
hat, das zugrunde liegende Zahlenmaterial 
kritisch zu überprüfen. Es wurde vielmehr mit 
den Angaben der Agrarberichte 1980 und 1981 
detailliert verglichen; allein auf diesem Ver-
gleich und auf den herausgearbeiteten logi-
schen Widersprüchen in den analysierten 

DBK-Artikeln beruhen die gezogenen Schluß-
folgerungen. Die in diesem Zusammenhang 
gemachten Unterstellungen sind daher unver-
ständlich. Bezeichnend aber ist die Tatsache, 
daß sich das Ministerium bemüßigt fühlt, hier 
offiziell, wenn auch mit unzureichenden Argu-
menten, einem angegriffenen Interessenver-
band beizuspringen. Besser hätte die These 
von den engen Verbindungen zwischen Agrar-
lobby und Agrarbürokratie gar nicht belegt 
werden können. Auf der gleichen Linie liegt 
die offenkundige Absicht, bestimmte Wissen-
schaftler in Schutz zu nehmen. Natürlich ist 
auch dem Verfasser bekannt, daß sich weder 
das Ministerium noch sein wissenschaftlicher 
Beirat bisher für Mengenkontingentierungen 
außerhalb der Zuckerproduktion ausgespro-
chen haben. Werden mit dieser Feststellung 
aber wirklich frühere Äußerungen der Profes-
soren Meinhold und Weinschenk irrelevant, 
nur weil sie beide Mitglieder dieses Gremi-
ums sind?
Mannheim, den 12. 8. 1981

Horst-A. Kukuck



Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Stellungnahme zum Aufsatz von Horst-Albert Kukuck: 
„EG-Agrarpolitik: Kurswechsel oder Bankrott"

Horst-Albert Kukuck beschäftigt sich überaus 
kritisch mit der EG-Agrarpolitik. Kritik kann 
hilfreich sein. Die einseitige Sicht in einigen 
Passagen der Einführung und Bestandsaufnah-
me, insbesondere die Anmerkungen zum 
Agrarbericht, noch dazu in salopp überzogene 
Formulierungen verpackt, dienen jedoch nicht 
der sachlichen Information und Diskussion.
Wenn man die Sünden der Agrarpolitik wider 
die Marktwirtschaft — z. T. mit Recht — be-
klagt, sollte man zugleich auch die einkom-
mens- und sozialpolitischen Erfordernisse 
nennen, die bei der Gestaltung der Agrarpoli-
tik ebenfalls beachtet werden müssen. Diese 
Erfordernisse sieht der Autor zwar, wie sich 
weiter hinten in seiner Darstellung der Lö-
sungsvorschläge zeigt. Damit identifiziert er 
sich auch z. T. und liegt darin, was die große 
Richtung angeht, weitgehend auf der Linie der 
Bundesregierung. Vorn jedoch, bei der Be-
standsaufnahme, stützt er sein Urteil nur auf 
einige von ihm ausgewählte Aspekte und rela-
tiviert diese nicht durch sozial-, aber auch 
regional-, gesellschafts- und europapolitische 
Überlegungen, deren größere Zusammen-
hänge und Zwänge essentiell für die Kon-
struktion des agrarpolitischen Systems und 
die Einführung einzelner kritisierter Maßnah-
men gewesen sind. Der Autor argumentiert 
auch nicht widerspruchsfrei. Zum Beispiel be-
mängelt er die Benachteiligung kleinerer Be-
triebe durch die Marktordnungen der EG, 
während auf der anderen Seite ein Befolgen 
seiner Kritik einen tiefgreifenden Struktur-
wandel und entsprechend negative Einkom-
menswirkungen gerade für diese Landwirte 
bedeuten würde. Er übernimmt zudem unkri-
tisch journalistische Werturteile zu Details 
des Agrarberichts, die er durch eigene, meist 
sehr gewagte Interpretationen der Unterlagen 
mehr in Frage stellt als bestätigt.
Zu den Ausführungen des Autors im einzel-
nen einige Anmerkungen:
Anmerkungen zu Seite 21 ff. — Die Einkom-
menslage der Landwirtschaft.
Erstens:
Das LwG fordert in § 1 nicht die Beseitigung 
der Einkommensdisparität; die Landwirtschaft 

soll vielmehr in den Stand gesetzt werden, die 
für sie bestehenden naturbedingten und wirt-
schaftlichen Nachteile gegenüber anderen 
Wirtschaftsbereichen auszugleichen. Damit 
soll gleichzeitig die soziale Lage der in der 
Landwirtschaft tätigen Menschen an die ver-
gleichbarer Berufsgruppen angeglichen wer-
den. Dies kann nicht als Einkommensgarantie 
interpretiert werden.

Zweitens:
Die methodischen Probleme des Einkom-
mensvergleichs, auch der Vergleichsrechnung 
nach § 4 LwG, sind ebenso alt wie der Agrarbe-
richt und werden jährlich im Agrarbericht aus-
führlich dargestellt. Sie sind weitgehend mit 
dem Gesetzestext vorgegeben, und zwar so-
wohl im Hinblick auf die objektiv nicht zu be-
antwortende Frage nach der Abgrenzung der 
Betriebe, die die wirtschaftliche Existenz ei-
ner bäuerlichen Familie nachhaltig gewährlei-
sten, wie auch hinsichtlich der methodischen 
Durchführung.
Entsprechend § 2 LwG, der die umfassende 
Darstellung der Lage der Landwirtschaft for-
dert, wird im Agrarbericht schon seit Jahren 
keine durchschnittliche Disparität mehr aus-
gewiesen. Vielmehr werden auch die Ergeb-
nisse der Vergleichsrechnung differenziert 
nach Betriebsformen und Größenklassen dar-
gestellt. So ergibt sich ein wesentlich zutref-
fenderes Bild der unterschiedlichen Verhält-
nisse, und es ist zudem möglich, die Gruppen 
speziell im Hinblick auf die jeweilige Frage-
stellung abzugrenzen. Der abwegige Vorwurf 
der Mogelei beruht offenbar auf einer Ver-
wechslung der nach dem einzelbetrieblichen 
Förderungsprogramm entwicklungsfähigen 
Betriebe mit den landwirtschaftlichen Voller-
werbsbetrieben sowie der Vorschriften zu den 
§§ 2 und 4 LwG.

Die pauschale Behauptung, daß von einer Dis-
parität zuungunsten der Landwirtschaft über-
haupt keine Rede mehr sein könne, läßt ver-
muten, daß zumindest die aktuelle Einkom-
mensentwicklung in den landwirtschaftlichen 
Betrieben nicht berücksichtigt wurde.



Drittens:
Große intrasektorale Einkommensdisparitä-
ten sind keineswegs auf die Landwirtschaft be-
schränkt, auch nicht deren Anwachsen im 
Zeitablauf. Nach Untersuchungen des DIW 
liegt die Streuung der Haushaltseinkommen 
von Landwirten sogar deutlich unter der ande-
rer Haushaltstypen.

Viertens:
Es entspricht durchaus marktwirtschaftlichen 
Prinzipien, daß besonders produktive Betriebe 
bei steigenden Preisen die größeren Gewinn-
steigerungen verzeichnen. Dies vergrößert na-
türlich zumindest die absoluten Einkommens-
unterschiede. Stagnierende Erzeugerpreise 
und steigende Betriebsmittelpreise, wie sie für 
die letzten Jahre typisch sind, treffen aller-
dings ebenfalls verstärkt die größeren, umsatz-
starken Betriebe.

Alle Maßnahmen zur Verminderung von Ein- 
kommensunterschieden, besonders einkom-
mensverbessernde Maßnahmen in kleineren 
einkommensschwachen Vollerwerbsbetrie-
ben, müssen auch auf ihre Nebenwirkungen, 
insbesondere auf ihre strukturellen Auswir-
kungen hin geprüft werden.

Fünltens:
Die Bundesregierung vermeidet im Agrarbe-
richt sorgfältig, die Verhältnisse in der Land-
wirtschaft undifferenziert darzustellen, in be-
sonderem Maße bei der Vergleichsrechnung. 
Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß 
diese schon seit Jahren nicht mehr für den 
Durchschnitt der landwirtschaftlichen Voller-
werbsbetriebe durchgeführt wird. Auch bei 
den übrigen Einkommensrechnungen nehmen 
die differenzierten Ergebnisse in unterschied-
licher Gruppierung einen wesentlich breite-
ren Raum ein als die wenigen, für die agrarpo-
litische Diskussion unverzichtbaren Zusam-
menfassungen. Es kann nicht dem Agrarbe-
richt als Verschleierung oder Manipulation 
angelastet werden, wenn verschiedene Inter-
essenten aus einer objektiven Darstellung von 
Tatsachen je nach Zielsetzung unterschiedli-
che Schlüsse ziehen.

Sechstens:
Die Ausführungen zur „Überschuldung" zei-
gen, wie komplex einige Sachverhalte sind. 
Ohne Zweifel trifft es zu, daß in Teilen der 
Landwirtschaft zumindest gut verdient wurde. 

Trotzdem ist die unmittelbare Verknüpfung 
von Einkommensniveau und Vermögenslage 
nicht zulässig. Die Höhe der Vermögen und 
damit der Fremdkapitalanteil an der Finanzie-
rung werden entscheidend von der Bewertung 
des Bodens bestimmt. Die Eigenkapitalrenta-
bilität ist selbst in gut geführten Betrieben mit 
überdurchschnittlichen Einkommen wesent-
lich niedriger als beispielsweise die Verzin-
sung festverzinslicher Wertpapiere. Die finan-
ziellen Schwierigkeiten vieler Betriebe, die 
gelegentlich ungenau mit Überschuldung be-
zeichnet werden, bestehen nicht in mangeln-
den dinglichen Sicherheiten für die Kredite, 
sondern in der Notwendigkeit, laufende Ei-
genkapitalverluste mit zusätzlichem, oft kurz-
fristigem Fremdkapital decken zu müssen, 
weil die Gewinne nicht ausreichen, um die 
notwendigen Entnahmen zu decken.

Anmerkung zu Seite 26 ff. — Die Befürwor-
ter der bisherigen Agrarpolitik und ihre Ar-
gumentation
Unter Einschluß der aktuellen Einkommens-
entwicklung sind die Aussagen des DBV, ob-
wohl stark verallgemeinert und teilweise aus-
gehend von verbandspolitisch besonders wir-
kungsvollen Basisjahren, durchaus nicht aus 
der Luft gegriffen. Bei der Kommentierung 
wird leider darauf verzichtet, das zugrundelie-
gende Zahlenmaterial kritisch zu überprüfen; 
statt dessen wird, in bester verbandspoliti-
scher Manier, mit nicht vergleichbaren Zah-
lenreihen aus anderen Quellen, unterschiedli-
chen Betrachtungszeiträumen und ebenfalls 
nicht nachvollziehbaren Berechnungen ge-
kontert.

Anmerkung zu Seite 30 ff. — Vorschläge zur 
Reform der europäischen Agrarpolitik
Die Bundesregierung hat in ihrer Regierungs-
erklärung vom November 1980 dargestellt, 
daß sie verstärkte Importbehinderungen oder 
aggressive Exportförderung nicht für geeig-
nete Lösungen der Überschußprobleme der 
Europäischen Gemeinschaft hält. Diese Hal-
tung kommt auch in der Note der Europa- 
Staatssekretäre der Bundesregierung an die 
EG-Kommission vom Juni 1981 (sog. Dohna- 
nyi-Papier) zum Ausdruck. Darin wird außer-
dem vorgeschlagen, die Einfuhrspielräume für 
Drittländer zu erweitern und die Subventio-
nierung der Agrarexporte zu begrenzen. Für 
die Frage der subventionierten Substitute soll 
auf dieser Basis unter Beachtung der Regeln 
des GATT eine Lösung gesucht werden.



Anmerkung zu Seite 32 ff. — Der Übergang 
zur Mengenkontingentierung

Erstens:
Der Übergang zur Mengenkontingentierung 
ist nicht Ziel der Bundesregierung. Solche 
Kontingentierungen verletzen das Prinzip der 
ökonomischen Entscheidungsfreiheit. Sie be-
hindern den Strukturwandel und damit den 
Produktivitätsfortschritt, vermindern also auf 
längere Sicht den Anstieg des durchschnittli-
chen Pro-Kopf-Einkommens im Agrarsektor. 
Die Probleme der Quotenfindung und Admi-
nistration, die Wahrscheinlichkeit steigender 
Preise, verbunden mit Absatzrückgängen, so-
wie zu erwartende Ausweichreaktionen der 
Betroffenen lassen es zweifelhaft erscheinen, 
ob auf diese Weise das Marktgleichgewicht 
leichter als durch eine marktorientierte An-
wendung des bestehenden agrarpolitischen 
Instrumentariums gefunden werden kann.

Zweitens:
Der Wissenschaftliche Beirat beim BML, dem 
auch die beiden in Fußnote 76 zitierten Profes-
soren angehören, hat entgegen dem Zitat in 
mehreren Gutachten darauf hingewiesen, daß 
die Mengensteuerung durch Kontingentie-
rung ein untaugliches Mittel für die Lösung 
der ausstehenden Aufgaben darstellt (Sam-
melband der Gutachten von 1949 bis 1974; 20., 
23., 26. und 29. Gutachten, zuletzt: Gutachten 
zur Markt- und Preispolitik der EG, Schriften-
reihe des BML, Reihe A Heft 250, Hiltrup 
1981).

Anmerkung zu Seite 36 ff. — Die Lösung 
über den Markt und flankierende Maßnah. 
men
Hier bleibt die Frage offen, in welche Richtung 
eine Umstellung erfolgen sollte, denn außer 
pflanzlichen Fettrohstoffen gibt es praktisch 
keinen defizitären Produktbereich mehr.

Anmerkung zu Seite 41 f. — Fazit
Der Autor liegt mit der Bewertung der Lö-
sungsvorschläge, was die grobe Richtung an-
geht, weitgehend auf der Linie der Bundesre-
gierung. Dies Ergebnis erstaunt, wenn man an 
die überaus heftige, zum Teil in salopp überzo-
gene Formulierungen verpackte Kritik an die-
ser Politik im ersten Teil des Beitrags denkt 
Bei der Bestandsaufnahme beklagt er — z.T. 
mit Recht — die Sünden der Agrarpolitik wi-
der die Marktwirtschaft, nennt aber nicht die 
einkommens- und sozialpolitischen Erforder-
nisse, die bei der Gestaltung der Agrarpolitik 
ebenfalls berücksichtigt werden müssen. Die 
größeren Zusammenhänge und Zwänge aus 
sozial-, aber auch regional-, gesellschafts- und 
europapolitischen Überlegungen sind jedoch 
essentiell für die Konstruktion des agrarpoliti-
schen Systems und die Einführung einzelner
kritisierter Maßnahmen gewesen. Widersprü-
che in der Argumentation des Autors liegen
auch darin, daß er die Benachteiligung kleine-
rer Betriebe durch die Marktordnungen der
EG bemängelt, während auf der anderen Seite 
ein Befolgen seiner Kritik einen tiefgreifen-
den Strukturwandel und entsprechend nega-
tive Einkommenswirkungen gerade für diese 
Landwirte bedeuten würde.



Unzureichende Effizienz- und Erfolgskontrolle 
im UNO-System?

Eine Stellungnahme zum Artikel von Otto Matzke in B 20/81

von D. Bommer, Ch. Bonte-Friedheim und Chr. Beringer, FAO, Rom

Der Beitrag über „Unzureichende Effizienz- 
und Erfolgskontrolle im UNO-System" von 
Otto Matzke ist Teil einer langen Serie von 
Artikeln des Verfassers über die FAO, die 
weitgehend von persönlichen Motiven cha-
rakterisiert sind. Eine Mischung aus persönli-
cher Meinung, Halbwahrheiten und Unzutref-
fendem versucht bei dem nicht unterrichteten 
Leser den Eindruck einer gründlichen und 
sachlichen Analyse zu erwecken, die durch 
zahlreiche Literaturzitate gestützt wird. Beim 
näheren Hinsehen aber wird bereits deutlich, 
daß sich der Verfasser in den Fußnoten des 
Artikels oft nur auf sich selbst bezieht, was 
den persönlichen Charakter seiner Darstel-
lung verdeutlicht.
Die Bundesrepublik Deutschland ist in keiner 
anderen Organisation des UN-Bereiches so 
zahlreich in leitenden Positionen vertreten 
wie in der FAO. Als dienstälteste deutsche Be-
amte dieser Organisation nehmen wir hier 
persönlich zu dem von Herrn Matzke verfaß-
ten Artikel Stellung und weisen die darin auf-
gestellten Behauptungen über die angeblich 
unzureichende Effizienz- und Erfolgskontrolle 
in der FAO nach Inhalt und Absicht entschie-
den zurück. Einige Punkte sollen genügen, um 
die Fragwürdigkeit des Artikels aufzuzeigen. 
Herr Matzke versucht, den Eindruck zu er-
wecken, Fachpositionen in der FAO würden 
zunehmend durch nicht qualifizierte Kräfte 
besetzt und solche aus Entwicklungsländern 
würden solche aus Industrieländern verdrän-
gen. Diese Behauptungen halten keiner ernst-
haften Prüfung stand.
Die Besetzung leitender Positionen in der 
FAO erfolgt allgemein nach sorgfältiger Suche 
geeigneter Kandidaten in und außerhalb der 
Organisation unter Voranstellung fachlicher 
Qualifikationen und Führungseigenschaften. 
Zusätzlich hierzu werden, dem Charakter ei- 
ner internationalen Organisation entspre-
chend, geographische Gesichtspunkte gewich-
tet. Diese tragen dem Wunsch der Mitglieds-
länder Rechnung, wenn möglich in einem ih-
rem Beitrag zum Haushalt der Organisation 

entsprechenden Verhältnis in der Organisa-
tion vertreten zu sein. Diesem Wunsch kann 
verständlicherweise nur bis zu einem gewis-
sen Grade entsprochen werden. Gerade der 
derzeitige Generaldirektor der FAO hat es 
bisher erfolgreich vermeiden können, irgend-
welchem politischen Druck bei der Einstel-
lung leitender Beamter Vorrang zu geben. Im 
übrigen sind in keiner früheren Periode der 
FAO mehr leitende Positionen durch deutsche 
Fachkräfte besetzt worden als während der 
Amtsperiode des jetzigen Generaldirektors.
In ebenso sorgfältiger Weise wird bei der Be-
setzung übriger Fachpositionen verfahren. 
Dieses Verfahren hält jeden Vergleich mit sol-
chen deutscher Bundesministerien bei der 
Auswahl und Einsetzung von Beamten aus. 
Wenn der Generaldirektor von dem entspre-
chenden Auswahlausschuß um Ausnahmege-
nehmigungen bei Stellenbesetzungen ersucht 
wird, handelt es sich in der überwiegenden 
Zahl der Fälle um Fachbewerber solcher Län-
der, die bereits übergewichtig in der Organisa-
tion vertreten sind, deren Qualifikation aber 
deutlich anderen Bewerbern überlegen ist. Die 
Auswahl von Bewerbern aus Industrieländern 
wird jedoch in letzteren Jahren zunehmend 
dadurch eingeschränkt, daß die Gehälter der 
FAO mit denen vergleichbarer Fachpositio-
nen in Industrieländern nicht mehr konkurrie-
ren können.
Herr Matzke behauptet ferner, der Generaldi-
rektor der FAO habe eine „praktisch unbe-
schränkte Verfügungsmacht über Hunderte 
von Millionen Dollar". Es ist erstaunlich, eine 
solche den Tatsachen widersprechende Be-
hauptung aus der Feder eines pensionierten 
Beamten des Welternährungsprogrammes, 
das eng mit der FAO verbunden ist, zu lesen. 
Das oberste Aufsichtsorgan der FAO, die 
FAO-Konferenz, berät und genehmigt im 
zweijährigen Rhythmus den sogenannten or-
dentlichen Haushalt und das Arbeitspro-
gramm der Organisation. Mit Ausnahme der 
für das technische Kooperationsprogramm 
vorgesehenen Mittel, die nach bestimmten, 
von der Konferenz festgelegten Grundsätzen 



vergeben werden, und die für 1980 etwa 16,3 
Millionen Dollar von einem Gesamthaushalt 
von 139 Millionen Dollar betrugen, sind alle 
übrigen Mittel des Haushalts zweckgebunden. 
Der Haushalt der FAO bedarf zur Annahme 
einer Zweidrittel-Mehrheit der Stimmen der 
Mitgliedsländer und nicht der einfachen 
Mehrheit, wie Herr Matzke behauptet, der 
vorgibt, gut unterrichtet zu sein. Zur Durch-
führung von Feldprojekten, die in jedem Fall 
auf besonderen Abkommen zwischen Empfän-
ger, Geber und der FAO beruhen, erhält die 
FAO zusätzliche Treuhandmittel. Diese Mittel 
können nur für Projektausgaben eingesetzt 
werden. Anfallende Zinsen fließen dem Geber 
oder dem Projekt wieder zu.

Als dritten Punkt möchten wir die im Text des 
Artikels gemachten Angaben über die Zahl 
der Mitarbeiter der FAO herausgreifen. Da die 
für die Projektdurchführung in den Feldpro-
jekten und in der Zentrale verantwortlichen 
Mitarbeiter, die nicht aus dem ordentlichen 
Haushalt bezahlt werden, eine Sonderstellung 
einnehmen und deren Zahl je nach dem jewei-
ligen Umfang des Feldprogramms schwankt, 
müssen diese bei einem Zahlenvergleich von 
den Planstellen des ordentlichen Haushalts 
getrennt werden. Die Zahlen für den ordentli-
chen Haushalt zeigen, daß am 1. 1. 1981 mit 
2 467 Planstellen weniger Mitarbeiter beschäf-
tigt waren als am 1. 1. 1976 mit 2 769. Für die 
Durchführung der Feldprojekte waren Mitte 
1980 in den Projekten und in der Zentrale 
4 268 Angestellte tätig. Die von Herrn Matzke 
kalkulierte Schätzziffer von 10 000 Mitarbei-
tern für 1980 ist daher unkorrekt, und von ei-
ner Aufblähung im Personalbereich kann 
keine Rede sein. Der Generaldirektor verfolgt 
im Gegenteil eine strikte Politik des Stellen-
abbaus, um die Ausgaben im Personalbereich 
zu verringern und einer Überlastung der Büro-
kapazität in Rom vorzubeugen.
Mangelnde Einsicht und Kenntnis der Proble-
matik der technischen Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern im allgemeinen und der 
Arbeit der FAO auf diesem Sektor im beson-
deren werden in den Ausführungen von Herrn 
Matzke zur „Effizienz- und Erfolgskontrolle 
bei der FAO" deutlich. Projekte in einem Ent-
wicklungsland — ganz gleich ob sie von bilate-
raler oder multilateraler Seite finanziert und 
durchgeführt werden — können nur dann er-
folgreich sein, wenn sie nicht isoliert als „Mu-
sterbetriebe", sondern eingebettet in einem 
von der Regierung geförderten Gesamtvorha-
ben, ihre katalytische Wirkung entfalten kön-
nen. Die Erfolgskontrolle unserer Projekte 

kann also nur in diesem größeren Rahmen ge-
sehen werden, ist aber deswegen nicht weni 
ger kritisch, sorgfältig oder aufschlußreich. 
Unter den verschiedenen Evaluierungsmat-
nahmen, an deren Verbesserung ständig gear-
beitet wird, ist insbesondere der sogenannte 
jährlich „tripartite review" unserer Feldpro-
jekte zu nennen, dem alle größeren Vorhaben 
unterzogen werden. Vertreter des Empfänger-
landes, des Geldgebers (UNDP oder Treuhand-
quellen) und der das Projekt durchführenden 
UN-Organisation (FAO) überprüfen anhand 
der vorgegebenen Zielsetzungen, inwieweit 
diese erreicht wurden, welche Schwierigkei-
ten aufgetaucht sind und welche Änderungen 
erforderlich sind. Bei technisch besonders 
schwierigen Vorhaben — etwa bei der Pro-
duktion von Impfstoffen im Bereich der Vete-
rinärmedizin — werden hochspezialisierte 
Fachkräfte von außen zur Überprüfung zusätz-
lich herangezogen.
Wie alle UN-Organisationen legt die FAC 
nach Abschluß der Projekte der Regierung ei 
nen detaillierten Bericht vor, dessen wichtig 
ste Empfehlung vom Projektleiter und von 
FAO-Vertreter im einzelnen Land persönlic 
der Regierung vorgetragen werden. Die FAO 
Vertreter in den einzelnen Ländern sind au 
ßerdem angewiesen, in ihrem halbjährliche! 
Bericht über die Folgemaßnahmen bei abge 
schlossenen Projekten zu berichten, die dan 
wiederum von den technischen Abteilunge 
in der FAO-Zentrale ausgewertet werden. I 
den von Herrn Matzke seit Jahren so leider 
schaftlich kritisierten — meistens kurzfrist 
gen — TCP-Projekten wird die Übermittlun 
des Endberichts von einem Brief des Genera 
direktors begleitet, in dem er die Regierun 
ausdrücklich auffordert, in offener Weise z 
den Auswirkungen des Projekts Stellung z 
nehmen.
Der Evaluierungsprozeß beschränkt sich abe 
nicht auf die Abwicklung einzelner Projekt 
Er umfaßt die Evaluierung mehrjähriger Pr< 
grammdurchführungen (z. B. in neuerer Ze 
die Entwicklung der Milch- und Fleischwir 
schäft oder der Düngemittelanwendung) 1 
Zusammenwirken mit den Geberländern di' 
ser Programme oder in Zusammenarbeit " 
dem UNDP über langfristige Wirksamkeit ( 
Jahre) der Aktivitäten in einzelnen Sektor 
(Ausbildung oder landwirtschaftliche Fo 
schung). Weiterhin ist der Generaldirektor g 
halten, den Kontrollorganen regelmäßig u 
fassende Berichte über den Gesamtablauf d 
Feldprogramms wie auch des ordentlich 
Programms vorzulegen, über seine fachlic 



Orientierung, regionale Verteilung und an-
dere Schwerpunkte. Die Berichte, bevor sie an 
den FAO-Rat und die zweijährliche Konferenz 
aller Mitgliedsländer geleitet werden, unter-
liegen der eingehenden Prüfung durch den Fi-
nanz- und den Programmausschuß. Zusätzlich 
befinden sowohl der interne — vom General-
direktor bestellte — wie der externe (von den 
Kontrollorganen bestellte und entgegen der 
von Herrn Matzke aufgestellten Behauptung 
zur Wiederwahl vorgeschlagene) Rechnungs-
prüfer über kritische Aspekte der Abwicklung 
von Projektvorhaben. Der Bericht des exter-
nen Rechnungsprüfers wird, soweit es sich um 
UNDP-finanzierte Vorhaben handelt, -auch 
dem Aufsichtsrat dieser Organisation zugelei-
tet und dort ebenfalls erörtert.

Wenn Herr Matzke die „Selbstevaluierung" im 
internen FAO-Bereich als unseriös abtut, so 
können wir nur darauf hinweisen, daß diese 
Maßnahme nicht von der FAO erfunden, son-
dern auf Grund einer Empfehlung des von ihm 

sonst so hochgeschätzten gemeinsamen ,Joint 
Inspection Unit“ aller UN-Organisationen pro-
beweise eingeführt wurde. Aber auch diese 
Maßnahme ist bei weitem nicht die einzige 
und nicht einmal die wesentlichste Form der 
Evaluierung. Die aus Regierungsvertretern ge-
bildeten Kontrollorgane — und insbesondere 
die beiden oben erwähnten Ausschüsse — be-
finden letztlich über Schwerpunkte, Effizienz 
und Auswirkung der Arbeit.
Wir können nur unserem Erstaunen Ausdruck 
geben, daß ein mit Steuergeldern gefördertes 
offiziöses Presseorgan einen derart unsachli-
chen Artikel über eine internationale Organi-
sation publiziert, in der die Bundesrepublik 
seit 1950 maßgeblich mitarbeitet. Noch mehr 
verwundert es, daß eine internationale Orga-
nisation wie die FAO nicht, wie sonst, auch in 
ihrer „Beilage“, üblich, aufgefordert wurde, in 
derselben Ausgabe der Wochenzeitschrift 
„Aus Politik und Zeitgeschichte“, in der der Ar-
tikel veröffentlicht wurde, zu den Behauptun-
gen gleichzeitig Stellung zu nehmen.



Otto Matzke

Unzureichende Effizienz- und Erfolgskontrolle 
im UNO-System

Das Beispiel der Welternährungsorganisation (FAO)

Replik auf die Stellungnahme von D. Bommer, Ch. Bonte-Friedheim 
und Ch. Beringer (FAO, Rom)

Weniger als ein Drittel der Stellungnahme be-
faßt sich mit dem eigentlichen Thema meines 
Artikels, d. h. der These, wonach es in der 
Welternährungsorganisation (FAO) an einer 
ausreichenden unabhängigen Kontrolle fehlt. 
Die Stellungnahme der drei FAO-Beamten, 
welche viele meiner Feststellungen und Argu-
mente mit Schweigen übergeht, widerlegt 
meine Thesen nicht. Entsprechend dem Ge-
dankengang der „Stellungnahme" gliedere ich 
meine Replik in drei Abschnitte, wobei ich das 
„Persönliche" zum Schluß bringe:

I. Das Szenario der FAO im allgemeinen.
II. Die Effizienz- und Erfolgskontrolle im en-

geren Sinn.
III. „Persönliches".

I. Das Szenario der FAO im allgemeinen

1. In der Stellungnahme wird zum Stichwort 
Personalpolitik unsubstantiiert die Richtigkeit 
meiner These bestritten, wonach „mehr und 
mehr Positionen, die früher von fachlich quali-
fizierten Kandidaten aus Industrieländern be-
setzt zu werden pflegten, heute fachlich unzu-
länglichen Bewerbern aus Entwicklungslän-
dern angeboten werden". Die Herren Kritiker 
haben diesen Bemerkungen, an denen ich fest-
halte, nur einen — auf eine Leerformel hinaus-
laufenden — Satz entgegenzuhalten: „Die Be-
hauptungen halten keiner ernsthaften Prü-
fung stand.” Da sie, die — im Gegensatz zu mir 
— vollen Zugang zu den einschlägigen Stati-
stiken haben, keine Zahlenangaben machen, 
um mich zu widerlegen, drängt sich der Schluß 
auf, daß ihr pauschales Bestreiten meiner The-
sen in den Statistiken der FAO nicht reflek-
tiert 1 ist ).

1) Nach dem neuesten Bericht (März 1981) der größ-
ten FAO-Einheit, welche sich mit Projektoperatio-
nen befaßt (AGO), ist im Feld festzustellen, daß das

2. Was die Besetzung leitender Positionen an
geht, so behaupten die drei Kritiker pauschal, 
die Auswahl erfolge „allgemein nach sorgfälti-
ger Suche geeigneter Kandidaten in und au-
ßerhalb der Organisation unter Voranstellung 
fachlicher Qualifikationen und Führungsei-
genschaften". Jeder FAO-Insider wird über 
eine solche Schönfärberei nur müde lächeln. 
Den in Fußnote 92 meines Artikels zitierten 
Beispielsfall für üblen Nepotismus (Ernen-
nung des fachlich völlig unqualifizierten 
Schwagers der Ehefrau des FAO-Generaldi- 
rektors

2

 zum FAO-Repräsentanten in Santiago 
de Chile) dementieren die Kritiker nicht. In 
der FAO sind viele Fälle von eindeutigem 
Mißbrauch bei der Postenbesetzung bekannt ).

Personal aus entwickelten Ländern von 1971 bis 
1980 um 19,1 % zurückgegangen ist, während sich 
der Anteil der Entwicklungsländer um 51,2% er-
höht hat. Der Anteil der Entwicklungsländer am 
Feldpersonal lag 1980 bei 33,8 % gegen 21,3 % 1971. 
Die Zahl der nationalen Direktoren in den Feldpro-
jekten erhöhte sich von 61 im Jahr 1978 auf 103 im
Jahr 1980. Für Afrika lauten die entsprechenden
Zahlen sogar 9 bzw. 41. — Bezüglich der demorali-
sierenden Wirkungen von Postenvergebungen und
Beförderungen aus politischen Gründen im UNO 
Hauptquartier kann auf eine amerikanische Unter-
suchung verwiesen werden: Seymour Maxwell Fin-
ger und Nina Hanan, The United Nations Secreta 
riate Revisited, Ralph Bunche Institute on the UN
Graduate School, City University of New York, Au-
gust 1980. ,
2) Hier nur drei weitere, weithin bekannte Beispiel!
für eine problematische Personalpolitik: a) Ernen 
nung eines mit Saouma eng befreundeten Libane 
sen im Jahr 1980 zum Senior Officer im Konferenz 
Sekretariat. Wegen ernsten Fehlverhaltens mußt«
der Ernannte schon im gleichen Jahr fristlos entlas 
sen werden, b) Ernennung eines früheren Chairma 
der römischen „Gruppe der 77“ zum Stellvertreten
den Exekutiv-Direktor des Welternährungspro 
gramms. Der Ernannte hatte intensiv an der Ände 
rung der FAO-Verfassung mitgewirkt, durch welh 
dem für sechs Jahre ohne Verlängerungsmöglich 
keit gewählten Saouma eine weitere Kandidatur iu 
die im November 1981 stattfindende Neuwahl ei



3. Die These der drei Kritiker, wonach es der 
Generaldirektor „bisher erfolgreich vermei-
den“ konnte, „irgendwelchem politischen 
Druck bei der Einstellung leitender Beamter 
Vorrang zu geben“, ist nicht weniger erstaun-
lich. Soweit sich der gegenwärtige Generaldi-
rektor bei der Vergabe leitender Posten nicht 
von Erwägungen des Nepotismus oder der 
Prämierung ihm persönlich geleisteter Dien-
ste motivieren läßt, handelt er vorwiegend 
nach „politischen" Kriterien. Saouma, der sich 
spätestens seit der — auf seine Initiative zu-
rückzuführenden — Verfassungsänderung 
von 1977 (Ermöglichung einer weiteren Kandi-
datur) im „Wahlkampf“ befindet, benutzt die 
Besetzung leitender Posten zur Gewinnung 
von Stimmen für seine Wiederwahl. Posten-
vergebungen und Mittelzuteilungen aus den 
verschiedenen Töpfen der FAO ergänzen sich 
dabei als Instrumente des Wahlkampfs ).3
4 . Was soll im Zusammenhang mit dem ge-
stellten Thema der wiederholte Hinweis der 
Kritiker, daß die Bundesrepublik in der FAO 
personell „zahlreich" vertreten sei?
5. Mit besonderer Schärfe reagieren die Her-
ren Kritiker auf meine Bemerkung, wonach 
der Generaldirektor „eine praktisch unbe-

möglicht wird. — c) Ernennung eines fachlich völlig 
unqualifizierten Kandidaten zum wohldotierten 
FAO-Repräsentanten in Costa Rica (s. Neue Zür-
cher Zeitung, 8.8.1981). Der Ernannte, früher 
Rechtsanwalt, besitzt keinerlei Kenntnisse auf den 
Gebieten Ernährung und Landwirtschaft, ist aber 
der Sohn eines guten Freundes von Saouma, der frü-
her eine hohe Position in der FAO innehatte. Die 
Ernennung in Costa Rica erfolgte, nachdem die me-
xikanische Regierung es — unter ausdrücklichem 
Hinweis auf die fehlende fachliche Qualifikation — 
abgelehnt hatte, den Kandidaten zu akzeptieren.
3) Ein klassischer Fall von Nachgeben gegenüber 
politischem Druck, der viel böses Blut macht, ist in 
der FAO wohl bekannt: Als Saouma 1979 beabsich-
tigte, den von ihm zwei Jahre zuvor ernannten 
FAO-Repräsentanten aus Conakry (Guinea) abzube-
rufen, weil seine Leistungen unbefriedigend waren 
und er auch sonst Anlaß zu Klagen gab, blockierte 
der Staatspräsident von Guinea, Sekou Tour, die 
Abberufung unter Hinweis auf persönliche Bindun-
gen des FAO-Funktionärs zu seiner (des Präsiden-
ten) Familie. Der an einem Verbleiben in Conakry 
stark interessierte FAO-Diplomat war mit dieser 
Entscheidung glücklich, und Saouma beugte sich 
der Intervention des Staatspräsidenten. Er verzich-
tete auch auf eine Versetzung seines Vertreters von 
Conakry nach Mali, nachdem er erfuhr, daß Sekou 
Tour durch ein Telephongespräch mit dem Präsi-
denten von Mali sichergestellt hatte, daß für den 
rAO-Funktionär keine Akkreditierung in Bamako 
gewährt werden würde. Da Saouma — schon im 
Hinblick auf seine Wiederwahl — es nicht riskieren 
möchte, sich mit dem einflußreichen Sekou Tour 
anzulegen, konnte die FAO-Vertretung in Conakry 
“is heute noch nicht umbesetzt werden.

4) über den Gebrauch, den der Generaldirektor von 
dem außerordentlich weiten Ermessensspielraum 
macht, gibt es kaum eine Kontrolle. In der Zuschrift 
eines FAO Senior Officers zur englischen Fassung 
meines Aufsatzes heißt es dazu wie folgt: „No audit 
has ever been performed of the division responsible 
for Programs and Budgets, whose Assistant Direc- 
tor-General is one of the dosest advisers to the Di- 
rector-Genereal. ff such an audit were done a great 
deal would come to light about the use of funds, the 
allocation, reallocation and switching of resources 
which is never allowed to surface for scrutiny by the 
Finance Committee and Council/Conference."

schränkte Verfügungsmacht über Hunderte 
von Millionen Dollar“ habe. Sie glauben, diese 
These (an der ich festhalte) schon durch einen 
globalen Hinweis auf die FAO-Konferenz und 
auf die „Zweckgebundenheit" der finanziellen 
Mittel der FAO abtun zu können. So einfach 
liegen aber die Dinge nicht. Es ist ein Faktum, 
daß Saouma z. B. im Jahr 1980 nach freiem Er-
messen über Notstandshilfe mit einem Ko-
stenaufwand von etwa 200 Mio. $ entschieden 
hat. Meine diesbezüglichen, ins Detail gehen-
den Ausführungen werden ebenso ignoriert 
wie z. B. die im Verwaltungsrat des Welter-
nährungsprogramms geübte scharfe Kritik. (In 
einer der letzten Sitzungen des Welternäh-
rungsprogramms sprach der niederländische 
Delegierte von „unstrukturierten und konfu-
sen“ Vergabemethoden). Das von den Kriti-
kern erwähnte Stichwort „Zweckbindung" hat 
für die Notstandshilfe nur sehr beschränkte 
praktische Bedeutung.

Für die zahlreichen — aus dem ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalt finanzierten 
— Sonderprogramme der FAO, für die weitere 
Hunderte von Millionen aufgewendet werden, 
kann zwar von einer pauschalen Zweckbin- 
.düng gesprochen werden, aber der Generaldi-
rektor besitzt einen außerordentlich großen — 
von unabhängigen Prüfern fast nicht kontrol-
lierten — Ermessensspielraum. Die Zweckbin-
dung besagt nämlich z. B. nichts oder nur we-
nig über den Empfängerkreis, und sie läßt dem 
Generaldirektor die Freie Entscheidung über 
die Höhe der im Einzelfall zu leistenden Hil-
fe4).

6. Erst recht sind in dem von Saouma geschaf-
fenen, aus dem ordentlichen Haushalt finan-
zierten Technischen Kooperationsprogramm 
(TCP) der Willkür, ja dem Mißbrauch kaum 
Grenzen gesetzt. Meinen bezüglich des TCP 
gemachten und konkret belegten Aussagen 
und Kommentaren weichen die drei Kritiker, 
von denen einer als Abteilungsleiter die di-
rekte Verantwortung für das TCP trägt, völlig 



aus. Bezeichnenderweise dementieren auch 
sie nicht, daß unter dem TCP, welches nur 
kurzfristige und eilbedürftige Projekte finan-
zieren darf, z. B. einige Mercedes-Personen- 
kraftwagen geliefert worden sind5) (siehe ins-
besondere die Fußnoten 63—65 meines Arti-
kels).

gen die in meinem Artikel für Mai 1980 genannte 
Zahl von 9 882). Wenn man — wie im Artikel — 
auch die auf Grund von Werkverträgen usw. Be-
schäftigten einbezieht, so ergibt sich nunmehr ein 
Total von mindestens 10 500 (statt der im Artikel ge-
nannten „wesentlich über 10 000").
7) Die Kritiker sind daran zu erinnern, daß die Auf-
gabe einer Evaluierung darin besteht, Erfolge und 
Mißerfolge zu messen und entsprechende Maßnah-
men zu treffen. Da eine Evaluierung primär von 
Menschen und ihren Wertvorstellungen und Tabus 
abhängt, ist einer neutralen (externen) Evaluierung 
der Vorzug vor einer internen zu geben. Eine Orga-
nisation ohne wirksame Evaluierung ist führungs-
los.
8) Daß bei einer solchen Mentalität die Selbstevalu-
ierung leicht zu einer „Weißwasch-Operation“wer-
den kann, liegt auf der Hand (s. dazu das Zitat des 
britischen Delegierten im Text zu Fußnote 39 mei-
nes Artikels). Aus der Flut von einschlägigen Bei-
spielen für den Mißbrauch des Konzepts der Selbst-
evaluierung sei nur das Folgende herausgegriffen: 
Am 7. 7. 1981 wies der Leiter einer FAO-Abteilung 
seine Mitarbeiter an, ihm Evaluierungen („sonae
kind of evaluation") laufender Projekte vorzulegen: 
und zwar in der Form der Selbstevaluierung. In der 
Weisung hieß es ausdrücklich, daß für die Evalu-
ierung „positive Projekte“ auszuwählen seien. Ein 
deutliches Beispiel für den Mißbrauch der Selbst-
evaluierung als „Weißwasch-Operation".

7. Was die Zahl der Bediensteten der FAO an-
geht, so kann man sich des Eindrucks nicht er-
wehren, daß die Herren Kritiker meinen Arti-
kel nicht sorgfältig gelesen haben. Meine Zah-
lenangaben — die sich auf Mai 1980 beziehen 
und an denen ich festhalte — basieren durch-
weg auf den von mir zitierten FAO-Dokumen- 
ten. Die Zahl 10 000 schließt ausdrücklich 
sämtliche Hilfskräfte (einschl. solcher, welche 
auf Grund von Werkverträgen für die FAO tä-
tig sind) ein ).6

5) Zu dem Stichwort Technisches Kooperations-
programm (TCP) im Zusammenhang mit der Gratis-
lieferung von Fahrzeugen ist einem ausführlichen 
Rundschreiben des TCP-Koordinators vom 15. 1. 
1981 zu entnehmen, daß man nunmehr endlich ver-
sucht, dem „Mißbrauch"(„abuse") zu begegnen. Fahr-
zeuge sollen „normalerweise" nicht mehr (wie bis-
her) sofort in das Eigentum des Empfängerlandes 
übergehen, und ihre Lieferung soll auch nicht „den 
Zweck" eines TCP-Projekts darstellen. Wörtlich 
heißt es in dem Rundschreiben: „The supply of ve- 
hicles has to be kept to the minimum required for a 
smooth implementation of the project, and should 
not, in any case, be the objective of a project, or even 
represent the main purpose of our assistance." Künf-
tig dürfen daher höchstens 35 % der für ein Projekt 
genehmigten Mittel auf die Beschaffung von Fahr-
zeugen entfallen. Es drängt sich die Vermutung auf, 
daß mein Artikel, welcher als Manuskript in engli-
scher Fassung bereits seit März in der FAO in zahl-
reichen Kopien zirkulierte, zu der überfälligen Ab-
stellung von Mißbräuchen Anlaß gegeben hat.
Ein — nur durch Zufall bekannt gewordenes — be-
zeichnendes Beispiel für den Mißbrauch des TCP 
für die persönlichen Interessen Saoumas ist folgen-
des: Ein vom stellvertretenden philippinischen 
Landwirtschaftsminister gestellter Antrag auf Mitfi-
nanzierung eines Projekts zur Bekämpfung des 
Kropfes im Rahmen des TCP wurde im Sommer 
1980 abgelehnt (Größenordnung 8 000 $). Damals be-
stand zwischen Saouma und dem philippinischen 
Landwirtschaftsminister, Arturo Tanco (seinerzeit 
Präsident des UNO-Welternährungsrats), ein schar-
fes persönliches Spannungsverhältnis, welches sich 
erst im Herbst 1980 löste. Anläßlich eines Besuchs 
bei Saouma um die Jahreswende 1980/81 teilte der 
philippinische Permanent Representative dem Ge-
neraldirektor mit, daß Manila bereit sei, seine Wie-
derwahl als Generaldirektor und seine Pläne zur Er-
höhung des Budgets zu unterstützen. Allerdings 
würde man die Genehmigung des TCP-Projekts be- 
grüßen. Die Genehmigung wurde daraufhin binnen 
weniger Tage erteilt.
6) Die personelle Aufblähung hält an. Nach einem 
FAO-Dokument vom Mai 1981 („Personnei Data" — 
Manpower Planning, AFPR) lag im Mai 1981 die 
Summe der besetzten und aller (sofort oder mittel-
fristig zu füllenden) offenen Stellen bei 10 105 (ge-

ll. Das Problem einer Effizienz- und Erfolgs- 
kontrolle

Diesem Hauptgegenstand meines Artikels 
widmen die Kritiker nur kurze Ausführungen. 
Darin geben sie ein viel zu positives Bild von 
der Evaluierung von Projekten durch die Be-
teiligten selbst, d. h. die Geldgeber, die Emp. 
fängerländer und die als Durchführungsorgan 
wirkende FAO. Es handelt sich dabei um in-
terne Überprüfungen. Der Geldgeber will wis-
sen, ob er das Geld nicht sinnlos ausgegeben 
hat; der Empfänger hat die nützliche Verwen-
dung zu zeigen; und die FAO will am konkre-
ten Beispiel ihre Planungs- und Management-
fähigkeit demonstrieren. Von einer unabhän-
gigen (d. h. externen) Evaluierung der Effi-
zienz und gar der Wirksamkeit kann über-
haupt nicht die Rede sein. Meist ist man schon 
froh, wenn man den in etwa termingerechten 
Mittelabfluß und die termingerechte Abwick-
lung der einzelnen Projekte festzustellen ver-
mag’).
Ich negiere keinesfalls die Wichtigkeit der in-
ternen Evaluierung, auch soweit sie nur eine 
Selbstevaluierung darstellt. Saouma jedoch be-
trachtet die Selbstevaluierung nicht als bloßen 
— wenn auch wichtigen — Mosaikstein im 
Gesamt-Evaluierungsprozeß, sondern wertet 

sie ausdrücklich als „Kernstück" („heart of the 
evaluation process”8).
Die interne Evaluierung kann eine externe, 
d. h. unabhängige Evaluierung nicht ersetzen, 



gleichgültig ob es sich um Projekte oder Pro-
gramme handelt Die Kritiker unterstreichen 
die Bedeutung der jährlichen „tripartite re- 
views", an welchen Geldgeber, Empfänger und 
durchführende Organisation — d. h. die FAO 
_ beteiligt sind. Wie gesagt, handelt es sich 
auch dabei nicht um eine unabhängige ex-
terne Evaluierung9).

11) Wie in Abschnitt II.3 meines Artikels ausgeführt 
wurde, stellen die Entwicklungsländer im Pro-
grammausschuß 9 von 11 und im Finanzausschuß 7 
von 9 Mitgliedern. Sie haben in beiden Ausschüssen 
sowohl den Vorsitz als auch den stellvertretenden 
Vorsitz inne. Die Benennung der Ausschußmitglie-
der erfolgt im engen Einvernehmen zwischen der 
„Gruppe der 77“ und Saouma.
12) Bezeichnend die These der Schweizer Delega-
tion: „Die Legislative (die Konferenz) kann sich nicht 
damit begnügen, daß sie die Arbeit der Exekutive 
(des FAO-Sekretariats) nur mit Hilfe der von dieser 
selbst vorgenommenen Prüfungen kontrolliert.“
13) In dieser Einheit sind etwa 140 „Professionals" 
beschäftigt.

Der External Auditor10) hat — wie er mir 
schriftlich bestätigte — nicht die Funktion, 
gründliche und substantiierte Evaluierungen 
vorzunehmen, und es war daher völlig irrefüh-
rend, wenn Saouma es wagte, einer Besucher-
gruppe von Abgeordneten des Deutschen 
Bundestags im März 1980 zu erklären, daß der 
External Auditor bezüglich der Evaluierung 
der FAO-Arbeit eine substantielle Rolle spie-
le.
Die Kritiker erwähnen im Rahmen des Eva-
luierungsproblems lobend die „umfassenden 
Berichte über den Gesamtablauf des Feldpro-
gramms wie auch des ordentlichen Pro-
gramms", die an den FAO-Rat und die Konfe-
renz geleitet werden. Es liegt in der Natur der 
Sache, daß solche Pauschalberichte — wie die 
USA bei der letzten FAO-Konferenz treffend 
feststellten — keine ausreichende „interpreta-
tive analysis" und damit auch keine Bewertung 
„der Wirksamkeit individueller Projekte" zu-
lassen. In amerikanischer Sicht sind die „gezo-
genen Schlußfolgerungen unklar, fragwürdig 
und irreführend, und sie beruhen oft nicht auf 
einer objektiven Beweisführung in Form aus-
gewählter empirischer Beispiele“. Mit Recht 
vermissen die Amerikaner insbesondere An-
gaben über die Wirksamkeit von Feldprojek-
ten auf die ländlichen Armen einschließlich 
der landlosen Arbeiter. Diesen und ähnlichen 
Argumenten widmen die Kritiker kein Wort.

9) Darüber hinaus ist es eine Legende, wenn die Kri-
tiker schreiben, daß „alle größeren Vorhaben“ jähr-
lich einem tripartite review unterzogen werden. 
Wie in meinem Artikel (Abschnitt II1.2) dargelegt 
wurde, hat der External Auditor bei einer stichpro-
benartigen Besichtigung, von 8 Projekten bezüglich 
4 dieser Projekte festgestellt, „daß in jedem dieser 
Fälle Probleme entstanden waren, welche die effi-
ziente Durchführung berührten (oder zu berühren 
drohten), daß aber das Projekt-Personal darüber 
leine Berichte erstattet hatte und das ferner auch 
keine Drei-Parteien Überprüfungen (Teilnehmer: 
Empfängerregierungen, UNDP und FAO) stattge- 
lunden hatten“.

10) übrigens habe ich — entgegen der Behauptung 
ler Kritiker — nicht geschrieben, daß der General- 
lirektor schon jetzt die Auswechslung des External 
Auditors anstreben würde. Vielmehr vertrat ich die 
These, Saouma werde die Auswechslung für die Zeit 
rach seiner Wiederwahl anstreben (s. Fußnote 24 
neines Artikels).

Selbst die von ihnen behauptete „eingehende 
Prüfung“ dieser gerafften Berichte durch den 
Finanz- und den Programm-Ausschuß hat nur 
oberflächlich-pauschalen Charakter. Sie kann 
schon aus Zeitmangel auf Einzelheiten gar 
nicht eingehen. Diese Prüfung kann nicht als 
externe unabhängige Prüfung gewertet wer-
den, zumal beide Ausschüsse praktisch durch 
den Generaldirektor kontrolliert werden).
Zusammenfassend ist daran festzuhalten, daß 
von einer ausreichenden Evaluierung über-
haupt nicht die Rede sein kann. Die Kritiker 
bestreiten nicht, daß selbst der von einigen In-
dustrieländern auf der letzten FAO-Konferenz 
unternommene Versuch, wenigstens stichpro-
benweise eine äußere Evaluierung zur Regel 
zu machen, am Widerstand des Generaldirek-
tors und der an Kontrollen nicht interessier-
ten Entwicklungsländer gescheitert ist12).
Wie dringend wenigstens ein Minimum unab-
hängiger äußerer Kontrollen wäre, wurde 
schlaglichtartig aus einer Ansprache deutlich, 
welche Anfang 1981 der Chef der FAO-Haupt- 
abteil
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ung für Entwicklung, der Beigeordnete 
Generaldirektor, Jacques de Mredieu, vor 
dem ihm unterstellten Investment Center der 
FAO ) hielt. De Mredieu, engster Vertrauter 
des Generaldirektors, dessen Kabinetts-Chef 
er bis Ende 1980 war, schilderte — ganz im Ge-
gensatz zu den Beschönigungsversuchen mei-
ner drei Kritiker — fast brutal die tatsächliche 
Lage nach Rückkehr von einer Reise in die Sa-
helzone. Die mir vorliegende Aufzeichnung ei-
nes Senior Officers der FAO faßt die Ein-
drücke des hochrangigen Funktionärs wie 
folgt zusammen:
"He (de Mredieu) was appalled to find how 
poorly FAO and FAO field Programmes have 
come to be regarded today. He emphasized the 
need for senior staff in the Investment Centre 
to keep him advised of problem situations and 
bad projects which they came across in their 
extensive travels. He said there are enough 
people telling the DG (Director General) that 



everything is going well; give me the ammuni- 
tion and I will teil him where things are going 
wrong.'“

Besonders scharfe Kritik mußte sich de Mre- 
dieu auf seiner Reise von den Regierungen in 
Niger und in der Zentralafrikanischen Repu-
blik anhören14 ). De Meredieu könnte — wenn 
er nur wollte — ähnliche „Entdeckungen" auch 
in zahlreichen anderen Ländern machen.

14) In dem oben in Fußnote 1 zitierten AGO-Bericht 
heißt es bezüglich der Zentralafrikanischen Repu-
blik wörtlich: „Project activities suffered from the 
fact that most of AGO-project staff had to be repla-
ced in the course of 1980 at the request of the Go-
vernment." Es ist nicht ersichtlich, daß eines der von 
den Mitgliederregierungen besetzten Organe (wie 
z. B. der Programm-Ausschuß) mit einem so erstaun-
lichen Vorfall befaßt worden ist. — übrigens qualifi-
ziert der AGO-Bericht 132 von 241 aufgeführten 
Projekten als „notable“ und 109 als „problem pro- 
jects". Der Begriff „notable“ umfaßt offenbar alles, 
was von „ausreichend“ bis „gut" bewertet wird.
15) „Munition“ scheint man sogar daraus gewinnen 
zu wollen, daß ich mich in meinem Artikel „oft" 
selbst zitiert hätte. Tatsache ist, daß nur 9 von 92 
Fußnoten solche Zitate enthalten.

16) Protokoll des Programme and Policy Advisory 
Board der FAO betr. Sitzung vom 19. 2. 1974, Ziff.2 
„Tribute to Mr. Otto Matzke“.

III. „Persönliches"

Schon im Interesse der Sache kann es nicht 
unwidersprochen bleiben, wenn die Kritiker 
—- offenbar wegen Mangel an durchschlagen-
den Sachargumenten — zu der völlig unspezi-
fizierten Behauptung Zuflucht nehmen, meine 
Ausführungen seien „weitgehend von persön-
lichen Motiven charakterisiert", und ich hätte 
„persönliche Meinung, Halbwahrheiten und 
Unzutreffendes" vermischt15 ).
Nicht einmal andeutungsweise werden meine 
„persönlichen Motive" substantiiert. Bin ich 
etwa ein frustrierter UNO-Ex-Funktionär, der 
sich nach seiner Pensionierung „rächen" will? 
Mir fehlt jeder Anhaltspunkt, übrigens wur-
den mir selbst seit der Amtsübernahme Saou- 
mas Arbeitsverträge (verbunden mit interes-
santen Reisen) angeboten, die ich ablehnte, um 

meine volle Freiheit der Meinungsäußerung 
zu behalten.
Frustrierung? Ich hatte das Glück, den höch-
sten Direktorenrang im UNO-System (D-2) zu 
erreichen. Aber ich habe diese „Karriere" nicht 
durch fortlaufende Konzessionen zu Lasten 
meines Gewissens gemacht, sondern nicht zu-
letzt durch kontinuierlichen Widerspruch hin-
ter und vor den Kulissen. Der FAO steheich 
nicht erst seit Saoumas Amtsantritt kritisch 
gegenüber, sondern ich habe bereits seit 1966 
laufend — auch publizistisch — auf problema-
tische Aspekte hingewiesen. Bei meiner offi-
ziellen Verabschiedung im Direktoren-Gre. 
mium der FAO Anfang 1974 wurde diese Hal-
tung von dem bis 1975 amtierenden General-
direktor der FAO, A. H. Boerma, loyal gewür-
digt. Wie in dem offiziellen Protokoll16 ) ver-
merkt ist, erklärte Boerma, daß ich zwar in 
meinen Artikeln oft „ätzend" („caustic") war, 
aber stets das System der UNO verteidigt 
habe. Meine Kritik an der FAO sei „fair“ gewe-
sen, und er (Boerma) betrachte mich als „guten 
Freund“, dessen Ausscheiden er bedauere.
Wenn schon in diesem Disput — nicht durch 
meine Schuld — von persönlichen Motiven 
die Rede ist, so meine ich, daß gerade meine 
drei Kritiker Veranlassung haben, nach den ei-
genen Motiven zu forschen. Während ich nur 
meinem Gewissen zu folgen habe, haben sie 
handfeste Motive, die Zustände in der FAO 
von heute um jeden Preis zu verteidigen, ja zu 
beschönigen. Die drei Herren sitzen damit in 
dem bekannten Glashaus. Einer von ihnen hat 
nur einen Kontrakt auf Zeit, der laufend vom 
Generaldirektor verlängert werden muß. Die 
beiden anderen stehen in einem Alter, in wel-
chem sie sich noch Karrierehoffnungen ma-
chen. Sie sind (sogar bezüglich ihres Verblei-
bens in Rom) auf das Wohlwollen des General-
direktors angewiesen. Sind ausgerechnet sie 
angesichts dieser Abhängigkeit unbefangene 
Evaluierer meiner Evaluierung?



Peter Cornelius Mayer-Tasch: Die Zukunft von Landwirtschaft und Landschaft.
Eine politikwissenschaftliche Sicht

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35—36/81, S. 3—15

Landwirtschaft war nie ausschließliche Angelegenheit des bäuerlichen Berufsstandes, 
denn sie hat vor allem durch die Versorgung der Bevölkerung, durch die Sicherung der na-
türlichen Lebensgrundlagen sowie nicht zuletzt durch die Sicherung einer krisenfreien 
Existenz der sie Betreibenden gesamtgesellschaftliche Aufgaben zu erfüllen.
Trotz oder gerade wegen dieser weitreichenden Bedeutung ist die Landwirtschaft ins Zwie-
licht kontroverser Bewertungen geraten. Ihre Grundfunktion der Bereitstellung einer zur 
Ernährung der Bevölkerung ausreichenden Menge an Nahrungsmitteln erfüllt die Land-
wirtschaft nurmehr unter den Voraussetzungen unbeschränkter Import-Möglichkeiten von 
Energie und Rohstoffen. Die Forderung nach Erzeugung gesundheitlich hochwertiger Nah-
rungsmittel wird ohnedies nur unzureichend erfüllt, was nicht zuletzt die steigende Nach-
frage nach Produkten aus dem sogenannten ökologischen Landbau, der ohne Chemikalien 
auskommt, zur Folge hat. Die zweite Grundfunktion der Landwirtschaft, die Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen, wird nur mangelhaft erfüllt Chemische Düngung, mono-
kulturelle Anbaumethoden, Massentierhaltung und Maßnahmen der Flurbereinigung ver-
wandeln die überkommene Kulturlandschaft in die Zivilisationslandschaft heutiger Prä-
gung. Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe nimmt kontinuierlich ab; Ursache ist u. a. 
das unbestreitbare Phänomen der inneren Disparität der Einkommensentwicklung, die grö-
ßere Betriebe begünstigt, kleinere entsprechend benachteiligt.
Wie sehen demgegenüber die Alternativen für den aus, der Derartiges mit Unbehagen und 
Sorge registriert? Der Verfasser dieses Beitrages sieht als wichtigste Möglichkeit die Ab-
kehr vom vorherrschenden Leitbild der para-industriellen Agrarproduktion und die Rück-
kehr zum Leitbild einer modifizierten bäuerlichen Landwirtschaft, d. h. weitgehender Ver-
zicht auf Chemie, Abkehr von Massentierhaltung und Monokulturen, zurückhaltender Ein-
satz von Agrartechnik, dafür Rückkehr zu Produktionsvielfalt, wechselnder Fruchtfolge, 
natürlichen Methoden zur Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit u. a. Die dadurch zunächst zu 
erwartenden Produktionseinbußen können durch Einsparungen bei Chemie und Technik 
sowie Mehrerlöse für Produkte des ökologischen Landbaus ausgeglichen werden. Höhere 
Lebensmittelpreise scheinen dann legitimierbar, wenn sie einer Landwirtschaft zugute 
kommen, die ihrer gesamtgesellschaftlichen Aufgabe in optimaler Weise gerecht wird.
Es ist allerdings unwahrscheinlich, daß die skizzierte Wende durch die Agrarpolitik der EG 
herbeigeführt wird — sie wird wohl nur durch eine .grüne Gegenrevolution' möglich wer-
den. Die Grundlage dafür ist vorhanden: der kritisch urteilende Verbraucher, der seiner 
Gesundheit wegen chemiefrei erzeugte pflanzliche und tierische Nahrungsmittel bevor-
zugt. Für die Landwirte kommt es also darauf an, den latent vorhandenen Bedarf durch die 
Umstellung ihrer Produktion nicht nur befriedigen, sondern durch alternative Vertriebs-
wege auch an den Verbraucher heranbringen zu können. Der zur Umorientierung bereite 
Landwirt braucht in der heutigen Situation nicht einmal allzuviel Mut, einen Anfang zu ma-
chen, denn es werden sich immer neue Formen und Wege der Durchsetzung öffnen, in de-
ren sich wechselweise verstärkenden Sog schrittweise auch die offizielle Agrarpolitik hin-
eingezogen wird.
Nicht zuletzt bietet die finanzielle Sackgasse der EG-Agrarpolitik einen Ausgangspunkt 
für die im Zeichen der grünen Gegenrevolution zu erwartende Umorientierung der Land-
wirtschaft, die im Prozeß ihres Gesundens zugleich auch die Heilung anderer zivilisatori-
scher Fehlentwicklungen fördern kann.



Horst-Albert Kukuck: EG-Agrarpolitik: Kurswechsel oder Bankrott? Die Pro-
bleme der europäischen Landwirtschaft drängen jetzt zur Entscheidung
Aus Politik und Zeitgeschichte B 35—36/81, S. 16—43

Die Ursachen der sich zuspitzenden Dauerkrise der europäischen Landwirtschaft sind in ei-
nem System zu suchen, das unfähig ist, ein Marktgleichgewicht für die wichtigsten Agrar-
produkte herbeizuführen, das den Verbraucher mit überhöhten Preisen belastet und zu-
sätzlich den Steuerzahler zur Finanzierung sinnloser und enorm kostspieliger Maßnahmen 
zur Überschußbeseitigung zwingt Die bisherige Marktordnungspolitik begünstigt einseitig 
die großen und rentabel arbeitenden Betriebe und trägt nur unzureichend zur Besserung 
der Lage der am unteren Ende der Einkommensskala stehenden Betriebe bei. Die europäi-
schen Bauernverbände, die in starkem Maße die Interessen der wohlhabenden Landwirte 
vertreten, sind wie diese entschiedene Gegner einer durchgreifenden Änderung des beste-
henden Systems.
Die meisten der angebotenen Reformvorschläge sind entweder völlig unbrauchbar, kurie-
ren nur an Symptomen oder erweisen sich als einseitige Bevorzugung bestimmter Gruppen. 
Als brauchbarer Alternativvorschlag zum gegenwärtigen System bleibt nur die Überfüh-
rung der Landwirtschaft in eine marktwirtschaftliche Ordnung. Hierdurch ist nicht nur das 
Problem der Überschußproduktion und des andere Anbieter schädigenden Dumping auf 
den Weltmärkten lösbar. Der Agrarmarkt würde entbürokratisiert; der EG-Ministerrat 
wäre nicht mehr gezwungen, Jahr für Jahr den kleinsten gemeinsamen Nenner egoisti-
scher Sonderinteressen zu suchen. Für den Landwirt wäre es wieder lohnend, flexibel auf 
die Verbraucherwünsche einzugehen, da mit dem Massenausstoß von Überschußproduk-
ten kein Geld mehr zu verdienen wäre. Der Verbraucher aber hätte den Vorteil echter 
Marktpreise. Ein solcher Systemwechsel ist allerdings nur langfristig und begleitet von 
flankierenden Maßnahmen durchzuführen. Die bestehenden Subventionen und Preisvor-
schriften können nur sukzessive auslaufen. Für die Inhaber der auf lange Sicht nicht zu hal-
tenden Betriebe sind großzügige soziale Maßnahmen erforderlich. Als zeitlich befristete 
Maßnahme bieten sich u. a. direkte Einkommensübertragungen für die jetzige Generation 
von Betriebsleitern an. Der verbleibende Teil der Landwirtschaft ist, soweit erforderlich, 
durch umfangreiche Strukturmaßnahmen auf europäischer Ebene zu sanieren.

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Stellung-
nahme zu dem Aufsatz von Horst-Albert Kukuck: „EG-Agrarpolitik: Kurs-
wechsel oder Bankrott“
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35—36/81, S. 44—46

D. Bommer, Ch. Bonte-Friedheim und Chr. Beringer, FAO, Rom: Stellung-
nahme zum Artikel von Otto Matzke in B 20/81
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35—36/81, S. 47—49

Otto Matzke: Unzureichende Effizienz- und Erfolgskontrolle im UNO-System. 
Das Beispiel der FAO. Replik auf die Stellungnahme von Bommer, Bonte- 
Friedheim und Behringer
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35—36/81, S. 50—56


